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Extrem demokratisch

„Genpatsu – Hantai“

E

monadela

s dürfte sich langsam rumgesprochen
haben, daß Vereine in Sachsen eine so-

genannte „Extremismusklausel“ unter-
zeichen müssen, wenn sie Fördermittel von
einigen landes- und bundesweiten Förder-

programmen
nutzen möch-
ten (siehe FA!
#39). Damit
verpflichten sie
sich, nur mit
demokratisch
integren, also
garantiert un-

extremistischen Personen und Vereinigun-
gen zusammenzuarbeiten. Als Maßstab gilt
dabei die äußerst umstrittene Extremis-
mus-Definition des Verfassungsschutzes
(und dessen jeweilige Erkenntnisse), die
zum Schutz der freiheitlich-demokrati-
schen Grundordnung Abweichungen de-
finiert und als demokratiefeindlich bewer-
tet.
Verweigern die Vereine jedoch die Unter-
zeichung dieser (neuerdings euphemistisch
so genannten) „Demokratieerklärung“,
können sie bewilligte Fördermittel nicht
abrufen. Das AKuBiZ Pirna wollte der ge-

en Sinn für Abenteuerurlaub entdeckten Europäer Mitte des
18. Jahrhunderts. Erst vereinzelt, dann ausgestattet mit rei-

nem Herz und königlichem Geld erforschten hörige Missionars-
zäpfchen Das Herz der Finsternis. Da die Exoten neben Bast-
röckchen auch ein unerschöpfliches Rohstofflager boten, folgte
schnell eine Welle schneeweißer Siedler und brachte die Zivilisa-
tion auf den dunklen Kontinent. Gleichzeitig wurden Afrikas Be-
wohnern Transatlantik-Reisen ermöglicht. Die Überfahrten wa-
ren gefährlich, die Willkommenskultur in den Zielländern aber
überaus großzügig: Jedem winkte eine Jobgarantie. Innerhalb
Afrikas folgten nun viele Jahrzehnte, in denen die Sehnsüchte
nach Nestle-Muttermilchersatzprodukten und Entkrausungs-
Conditionern unter den Hottentotten geweckt wurden. Dass die
Gier nach Konsumgütern nicht ausartete, verdanken wir allein
den Waffenlieferungen an vertrauenswürdige Partner. Europa, seit
1992 endlich ein Ganzes und so richtig solidarisch mit der gan-
zen Welt, beschreitet nun neue Wege, um die lang gehegte Völker-
freundschaft aufrechtzuerhalten. In bester Absicht diktiert sind
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enpatsu – Hantai! Genpatsu o tomete,
shagai o kaeyô!“ – „Gegen Atomener-

gie! Lasst uns die Atomkraft abschalten
und die Gesellschaft verändern!“ schallt es
aus dem Megafon. Wie fast jeden Tag ha-
ben sich ein  paar Mitglieder der Zenga-

die Regeln globalen Handelns in der „Rohstoffinitiative zur Si-
cherung der Versorgung Europas mit den für Wachstum und
Beschäftigung notwendigen Gütern“. Denn sie bringt den er-
leichterten Zugang für europäische Unternehmen zu Rohstof-
fen und die Garantie, dass Elektroschrott, ausgelaugte Böden
und durch chemische Verseuchung zerstörte Ökosysteme nicht
sich selbst überlassen, sondern durch selbige abgetragen und
wieder aufbereitet werden. Im Gegenzug müssen die anvisierten
Länder aber ihre Ausfuhrsteuern und Zölle aufheben, erhalten
sie doch dafür Entwicklungshilfegelder. Die erneuerte transkon-
tinentale Freundschaft befördert den rechtlichen Schutz und die
Gleichstellung europäischer Investoren mit einheimischen Un-
ternehmen. Ach ja, wo wäre Afrika heute nur, wenn Europa nicht
immer wieder Fortschritt, Frieden und Demokratie brächte? Der
großmütige Neokolonialismus hat die königliche Flagge abge-
legt und operiert nun unterm Banner der hehren Europäischen
Union. So schön gestaltet sich die Neue Welt. Welcher Wilde
würde da noch ernsthaft emigrieren wollen?

Fortsetzung auf Seite 2 ...

forderten Bespitzelung seiner Partner_in-
nen nicht Folge leisten und verweigerte im
November 2010 öffentlichkeitswirksam
die Unterschrift. Es lehnte so den mit
10.000 Euro dotierten sächsischen Demo-
kratiepreis ab und wurde Wegbereiter ei-
ner wachsenden „Extremismusstreik“-Be-
wegung. Neben vielen Solidaritätsbekun-
dungen, Protestschreiben, einem bundes-
weiten Aktionstag, einer einzigartigen
Vernetzung und unerwartet großem
Medienecho folgt nun weiterer Wider-
stand.

kuren (        , dt. Alljapa-
nischer Verband der studen-
tischen Selbstverwaltung) vor
der Hôsei Universität ver-
sammelt, um auf die Gefah-
ren der Atomenergie hinzuweisen. Ein wei- Fortsetzung auf Seite 19 ...

terer wichtiger Punkt auf ihrer
Agenda ist der Kampf gegen die
zahlreichen Entlassungen und
Einstellungsstopps, die Konse-
quenz der wirtschaftlichen Fol-
gen der Katastrophen seit dem
11. März sind.
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Extrem demokratisch

Zwei bedeutende Vereine Leipzigs
haben kürzlich angekündigt, ihre

Unterschrift unter die Extremismusklausel
zu verweigern, auch wenn sie dadurch die
gerade bewilligten Fördermittel für Projek-
te nicht bekommen. Der Projekt e.V. des
Conne Island und das soziokulturelle Zen-
trum Die VILLA gehen in die Offensi-
ve und erfahren von einer sich soli-
darisierenden Öffentlichkeit und
auch Teilen der Politik recht breite
Unterstützung. Bei Grünen, Lin-
ken und SPD lässt sich allerdings
das parteipolitische Kalkül nicht aus-
schließen, während sich solidarisieren-
de Vereine, Initiativen und Privatpersonen
zu jener „Zivilgesellschaft“ zählen, deren
Unabhängigkeit sie als unabdingbar für die
Demokratie propagieren. Sie seien es, die
dort wichtige Arbeit gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Neonazismus leisten, wo der
Staat sich schon seit langem zurückgezo-
gen hat. Wobei sie oft vergessen, daß der
Staat selbst durch seine Sortierung in
Staatsvolk und Ausländer das Fremde erst
hervorbringt und durch die Konkurrenz zu
anderen Staaten Nationalismus und
Fremdenfeindlichkeit befördert.
Das Conne Island übernimmt in seiner
Presseerklärung zur Ablehnung der Klau-
sel (1) auch die viel bemühte Phrase der
Verteidigung demokratischer Werte, die
sich neben dem Antifaschismus aber nur
in der Unterstützung von „Meinungs-
vielfalt und demokratische[n] Aushand-
lungsprozesse[n]“ zu erschöpfen scheint.
Im Unterschied zur Landesregierung be-
müht der Verein dabei nicht den Verfas-
sungsschutz, um zu definieren, was demo-
kratisch ist und was nicht. Der gesellschaft-
liche antifaschistische Konsens höchstselbst
ist es, der hier die Grenzen eines der hol-
den demokratischen Werte, der so genann-
ten Meinungsfreiheit, setzt. Faschismus ist
eben keine Meinung, sondern ein Verbre-
chen (2), da gehen Staat und Conne Island
völlig überein. Der Kritikpunkt der
Extremismusstreik-Bewegung ist also we-
niger das Setzen eines Meinungsrahmens
und damit das Ausschließen von allen, die
sich nicht innerhalb dessen zur freiheitlich-
demokratischen Grundordnung bekennen,
sondern die Gleichsetzung linker und rech-

ter antidemokratischer Bestrebungen in
Form der Extremismustheorie, sowie die
Befürchtung, aus dem Bekenntniszwang
folge ein „Klima des Misstrauens“ und es
sei „fast eine Aufforderung zu Spitzel-
tätigkeit“. Was auch nicht falsch ist,
allerdings tragen auch viele staatliche und

auch städtische Institutionen zur de-
mokratischen Normierung der Ge-
sellschaft bei, nicht nur der Verfas-
sungsschutz. Dies gilt es zu kriti-
sieren und skandalisieren, statt sich
wie im Fall des Conne Island an die

„weltoffene, liberale Stadt Leipzig“
anzubiedern. Jene Stadt, welche ihre

Mittel für derartige soziale, kulturelle und
politische Projekte konsequent zusammen-
streicht, daß Häuser wie das Conne Island
und Die VILLA nicht nur einmal von der
Schließung bedroht waren und sein wer-
den. Jene Stadt, die Asylbewerber_innen
nicht dezentral in Wohnungen wohnen
lässt, sondern sie lieber am Stadtrand in
ein Containerlager stecken würde. Jene
Stadt, die mit ihrer Verdrängungspolitik
gegen Drogenabhängige und andere ver-
meintlich asoziale Elemente das weltoffe-
ne und liberale Stadtzentrum für Touris-
mus und Konsum säubert. Bei allem Ver-
ständnis für die Abhängigkeit von städti-
schen Geldern darf die notwendige Kritik
an den Verhältnissen nicht einem Demo-
kratieidealismus weichen, der blind ist für
die Ursachen und Wirkungen der „Gesamt-
scheiße“ und nur der jeweiligen Projekt-
kohle hinterher rennt.
  Hoffen wir also, daß unter den existie-
renden demokratischen Bedingungen Pro-
jekte wie das AKuBiZ Pirna, Die VILLA
und das Conne Island weiterhin ihrer Ar-
beit nachgehen können, sich dabei jedoch
nicht auf Werte und Vorstellungen stützen
müssen, die einer Herrschaft als Legitima-
tion dienen. Die Verweigerung der Unter-
schrift ist dabei ein wichtiger Schritt, aber
der Protest und die Diskussion um die
Demokratie und ihre grundlegenden Feh-
ler ein noch viel wichtigerer.

shy

25. Juni 2011
Freiraumdemo

15 Uhr  Hbhf. Lutherstadt Wittenberg

22. Juni 2011
Bundesweite Demo am  gegen die

Innenministerkonferenz

Innenstadt Frankfurt

Puuuh… Draußen wird’s immer heißer,
und hier drinnen in der Layout-Höhle
qualmen die Köpfe unserer auf den
Minimalkonsens reduzierten Redaktion.
Im Ernst, zahlentechnisch krauchen wir
gerade auf dem Zahnfleisch! Alle Le-
ser_innen sind also hiermit herzlichst
dazu aufgerufen, die Seiten zu wechseln
und selbst zu Schreiber_innen zu werden.
So schwer ist das gar nicht: Meldet Euch
einfach (unter feierabendle@web.de),
wenn Ihr ein Thema habt, dass Euch in-
teressiert. Und keine Sorge, auch die mys-
tische Kunst des Zeitungsmachens ist ein-
facher zu erlernen, als mensch vielleicht
denkt.
Doch trotz unseres stillen Bedauerns über
die Abwesenheit einiger treuer Mit-
streiter_innen bleiben noch genug Grün-
de, um sich zu freuen. Zum Beispiel über
die gelungene Kontaktaufnahme ans an-
dere Ende der Welt – nach Japan näm-
lich. Von dort flatterte uns kurz vor
knapp noch ein Text (S. 19ff ) ins Post-
fach. Vielen Dank dafür an unsere
Auslandskorrespondentin!
Nun gilt es bloß noch, die letzten
Kommafehler zu beseitigen, bevor auch
wir uns kopfüber ins Sommerloch stür-
zen können. Noch etwas vergessen?
Höchstens noch den Hinweis auf unsere
Verkaufsstelle des Monats, den Video-
verleih FORMAT in Halle. Denn auch
dort gibt es seit kurzem das beste libertä-
re Monatsheft aus Leipzig zu erwerben,
das auch ihr gerade in den Händen hal-
tet. Aber wir wollen Euch nicht weiter
aufhalten – viel Spaß beim Lesen!

Eure Feierabend!-Redaktion

(1) http://www.conne-island.de/news/86.html
(2) siehe auch: „Warum Demokraten (Neo-)Faschis-
ten nicht kritisieren, sondern nur verbieten können“
(Freerk Huisken) nachzulesen unter: http://
www.fhuisken.de/DemFasch.htm
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I n mehr als 25 Ländern ist Krieg.
Deutschland beteiligt sich aktiv an der

militärischen Gewalt in Afghanistan.
Darüber hinaus ist die Bundeswehr in
neun weiteren Krisen und Konflikten im
Einsatz. Auf der einen Seite bemerkt man
hier kaum etwas davon, auf der anderen
Seite durchdringt das Militär immer wei-
tere Bereiche unseres Lebens. So wird ein
großer Teil der Militärlogistik mittlerweile
auf zivilem Wege, über private Firmen
abgewickelt. Dieses so genannte Public-
Private-Partnership bedeutet: Private Un-
ternehmen verdienen am Krieg, während
die Kriegswirtschaft so tut, als sei sie nicht
militärisch.
Fast unmerklich hat sich der Flughafen
Leipzig/Halle zu einem großen Kriegs-
flughafen entwickelt: Während in einem
Flugzeug Geschäftsreisende sitzen, werden
in einem anderen SoldatInnen in Kampf-
einsätze geflogen. Stationierte Großraum-
flugzeuge verfrachten schweres militäri-
sches Gerät in Kriegsgebiete. Die „Feld-
post“ für SoldatInnen und tausende Pake-
te mit militärischer Ausrüstung werden
von hier verschickt. Der Flughafen wird
von der zivilen Flughafen Leipzig/Halle
GmbH betrieben. Mehrheitsgesellschafter
mit 94% Anteilen ist die Mitteldeutsche
Airport Holding AG, deren AktionärInnen
der Freistaat Sachsen, das Land Sachsen-
Anhalt und die Städte Dresden, Leipzig
und Halle sind.

Wusstet Ihr schon ...dass vom Flug-
hafen Leipzig/Halle jährlich mehr
als 450.000 SoldatInnen, vor
allem US-Truppen, in
Kriegseinsätze geflogen
werden? …dass auch
die Bundeswehr

gegen die militärische Nutzung des Flughafen Halle/Leipziggegen die militärische Nutzung des Flughafen Halle/Leipziggegen die militärische Nutzung des Flughafen Halle/Leipziggegen die militärische Nutzung des Flughafen Halle/Leipziggegen die militärische Nutzung des Flughafen Halle/Leipzig

den Flughafen Leipzig/Halle fest in die ei-
gene Logistik-Struktur eingebunden hat?
…dass es am Flughafen Leipzig/Halle kein
Nachtflugverbot gibt? …dass die DHL/
Deutsche Post in Afghanistan Niederlas-
sungen hat und Fracht und Briefe zu den
Truppen befördert?

Wisst Ihr vielleicht …wie hoch der Anteil
der militärischen Nutzung des Flughafens
Leipzig/Halle ist? …wie sehr die Flugha-
fengesellschaft, d.h. die Länder und Städ-
te von dem Kriegsgeschäft profitieren?
…wie viel die DHL, die Lufthansa Cargo
und andere Firmen im Flughafen Leipzig/
Halle an den ca. 3 Milliarden Euro verdie-
nen, die der Afghanistankrieg Deutschland
jährlich kostet?

Was wir wollen ...Beendigung der militäri-
schen Nutzung des Flughafens Leipzig/
Halle.Stopp aller Dienstleistungen, die di-
rekt oder indirekt den Krieg unterstützen.
Sofortige Abwicklung der Rüstungs-
industrie und der Geschäfte mit Waffen-

exporten. Unverzügliche Abschaffung
der Bundeswehr, auch in Form einer

Freiwilligenarmee. Abbruch aller mi-
litärischen Einsätze und kon-

sequentes Engagement in zivi-
ler Konfliktbearbeitung.

Lasst uns Sand sein im
Getriebe der Militär-

Maschine!

Unter dem Namen Lebenslaute engagie-
ren sich seit 1986 bundesweit Musi-
kerInnen – einmal jährlich in Chor- und
Orchesterstärke, dazwischen auch in klei-
neren Ensembles regional. Die offene Mu-
sik- und Aktionsgruppe bringt überwie-
gend gerade klassische Musik dort zum
Klingen, wo dies nicht erwartet wird: auf
Militärübungsplätzen und Abschiebe-
flughäfen, vor Atomanlagen und Raketen-
depots, in Ausländerbehörden und ande-
ren Menschen bedrohenden Orten.
Bei der Wahl unserer Konzert-Orte lassen
wir uns nicht durch herrschende Vorschrif-
ten einschränken. Im Gegenteil: Lebens-
laute-Aktionen suchen die politische Aus-
einandersetzung durch angekündigten
und bewussten Gesetzesübertritt. Dabei ist
es uns wichtig, lokale Protestbewegungen
zu stärken. Entscheidungen treffen wir ba-
sisdemokratisch, die Bedürfnisse und Be-
denken aller Teilnehmenden sollen be-
rücksichtigt werden. Es bleibt stets in der
Verantwortung der Teilnehmenden, wie
weitgehend sie sich einbringen. Betroffe-
ne möglicher rechtlicher Konsequenzen
unterstützen wir solidarisch.

www.nein-zum-kriegsflughafen.de
www.flughafen-natofrei.de
www.imi-online.de
www.lebenslaute.net

Piano & Fortegegen Kriegstransporte

...musizieren, vorbereiten, auf die Aktion aufmerksam machen

...Probenwochenende in Halle: 24. – 26. Juni 2011

...Aktionstage in Leipzig: 31. August – 4. September 2011

...Aktion am/im Flughafen: 4. September 2011, mittags

...lebenslaute2011@riseup.net / Infotelefon 0160 – 9261 9994

...E. Reinhardt/Konto: 102936992/BLZ: 25090500/Sparda-Bank
   Hannover/Verwendungszweck: ‘Kriegsflughafen 2011’

Mitmachen
Zeiten und Orte

Kontakt
Spenden

„Lebenslaute“

Feierabend! ist ein unkommerzielles Zeitungsprojekt, das es sich zum Ziel gesetzt hat, libertäre, herrschaftskritische und emanzipatori-
sche Ideen zu verbreiten. Deswegen widmen wir uns Sachverhalten, die in der kommerziellen Presse oft unzureichend, verzerrt oder gar nicht
erwähnt werden. Das betrifft besonders die Berichterstattung über soziale Bewegungen, wie sie im Großen und Kleinen alltäglich stattfinden.
Diese wollen wir kritisch begleiten und dabei vor allem solche Themen beleuchten, die uns aus der Akteursperspektive interessant und wichtig
erscheinen. Der Verkaufspreis von derzeit einem Euro dient nur dazu, die Produktionskosten des Heftes zu begleichen. Alle redaktionell und
inhaltlich an der Erstellung des Heftes Beteiligten arbeiten als ÜberzeugungstäterInnen ohne Bezahlung. Die Weiterverbreitung der Texte und
Inhalte ist ausdrücklich erwünscht. Bei anderweitigen Veröffentlichungen der fertigen Artikel bitten wir um kurze Rücksprache mit der Redaktion.
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FA!: Ihr habt Euch ja im letzten Jahr im
Zuge der durch Sarrazin angestoßenen Integ-
rationsdebatte gegründet. Was kritisiert Ihr
denn an dieser Debatte?

BgId: Wir kritisieren v.a. wie sich die De-
batte entwickelt hat, dass Sarrazin breiten
Zuspruch in der Öffentlichkeit bekommen
hat bzw. dass immer gesagt wurde: „Naja,
das mit den Genen übertreibt er ja ein we-
nig, aber sonst hat er ja recht. Das sind
Probleme über die man sprechen muss und
die von Menschen, die integriert werden
sollen, verursacht sind.“ Da stellt sich
schon die Frage, in was sollen die Men-
schen integriert werden? Warum können
die nicht so leben, wie sie sind? An was
sollen die sich anpassen – steckt da nicht
wieder so ein Leitkultur-Gedanke da-
hinter? Und auch die linksliberalen Medi-
en haben die Sarrazinschen Thesen ver-
harmlost und gesagt: „Wir brauchen
Deutschkurse, wir brauchen  mehr Inte-
gration“ und abwertende Nützlichkeitslo-
giken befördert. Die Menschen sind so ein-
geordnet worden in „super integriert“ und
„nicht integriert“ und „nützlich“ und „un-
nütz“.

FA!: Was würdet Ihr alternativ statt der In-
tegration fordern und umgesetzt sehen wol-
len?

BgId: Es gibt einen ganz guten Aufruf vom
Netzwerk kritische Migrations- und
Grenzregimeforschung (kritnet)  mit dem
Namen „Demokratie statt Integration“,
den auch die meisten von uns unterstüt-
zen würden.  Der Aufruf fordert die
Gleichberechtigung aller Menschen, die
hier leben, also keine unterschiedlichen
Rechte und Privilegien von Menschen mit
oder ohne deutsche Staatsbürgerschaft.

Gleiche Rechte und Mitbe-
stimmung für alle, gleiche
Chancen und nicht eine Ka-
tegorisierung nach „ethnisch
deutsch“ oder diese Einordnung in „in-
tegriert“ und „nicht integriert“. Wir möch-
ten uns lieber für die Gleichberechtigung
der Rechte einsetzen, statt den Integra-
tionsbegriff zu befördern. Das macht auch
eine demokratische Gesellschaft aus, dass
es universelle Rechte gibt, die für alle
gleichermaßen da sind und nicht ein Un-
terschied oder eine Zäsur gemacht wird
zwischen Inländern und Ausländern.

FA!: Wie wollt Ihr diesem Ziel näher kom-
men und was wollt Ihr konkret erreichen?
Wo verortet Ihr Euer Handlungsfeld im
Spannungsfeld von Theorie und Praxis?

BgId: In erster Linie haben wir eine Not-
wendigkeit ausgemacht, dass dieses The-
ma – was ganz groß war als wir uns ge-
gründet haben – anders angesprochen
werden muss. Dass man statt von Integra-
tionsproblemen von rassistischer Aus-
grenzung reden muss, letztendlich den
Spieß umdrehen muss, also nicht sagen,
„es gibt Probleme, weil Leute sich verwei-
gern“, sondern „es gibt Probleme weil Leu-
te systematisch aus dem Bildungsweg und
Arbeitszusammenhang ausgegrenzt wer-
den“. Und es hat auch eine Verschiebung
in der Sprache stattgefunden, die krass war
und uns wütend gemacht hat. Also auch
Leute, die man vielleicht als Bündnis-
partner verstehen kann, denen muss man
von links Druck machen, weil sie perma-
nent die gleiche Sprache gesprochen ha-
ben wie Sarrazin. Ihnen muss man Begrif-
fe in die Hand geben und entgegensetzen,
dass das ganze Konzept bullshit ist und
dass man eigentlich über was ganz ande-

res reden muss.
Zudem haben wir von Anfang an be-

schlossen, dass wir eine Öffentlich-
keit schaffen müssen, sei es

durch Texte oder Veranstal-
tungen. Klar, wir werden
nicht ganz Deutschland
erreichen aber wir wollen
zumindest in Leipzig eine

Gegenöffentlichkeit schaf-
fen, die kritisch darüber dis-

kutiert und den Leuten, die
sich mit der Integrationsdebatte unwohl

fühlen und merken, dass das scheiße ist,
dazu verhelfen sich dagegen zu positionie-
ren, sich mit uns zu verbünden und eine
kritische Betrachtung dessen zu schaffen.

FA!: Wie gestaltet sich eigentlich Eure Zu-
sammenarbeit mit anderen Gruppen und
Bündnissen in Leipzig? Gibt es da irgend-
eine Vernetzung oder Zusammenarbeit?

BgId: Wir haben bis jetzt noch mit kei-
nem Bündnis wirklich kooperiert, aber wir
sind als Einzelne auch noch in anderen
Strukturen verortet und kommen aus un-
terschiedlichen Gruppen. Das Problem ist
leider nur – wie in so vielen linken Struk-
turen – dass man viel vor hat, aber wenig
Leute Zeit haben. Und dadurch, dass wir
selbst auch in anderen Gruppen sind, ha-
ben wir auch nicht so viel Zeit  für diese.
Zu Beginn des Bündnisses haben wir sehr
offen im gesamten Leipziger Spektrum
eingeladen und das Thema gesetzt. Da
sind ein paar Gruppen gekommen, ein
paar sind später wieder gegangen. Am
Anfang konnten wir ja noch nicht sagen:
wir haben zu spezifischen Themen eine
klare Position. Wir  können aber sagen,
dass wir offen sind und natürlich auch
gerne kooperieren.

FA!: Zu Eurer Veranstaltung, die ja ziem-
lich erfolgreich in der Mobilisierung war:
Was wolltet Ihr mit dieser eigentlich errei-
chen? Und warum habt Ihr sie als Podiums-
diskussion organisiert?

BgId: Das erste Ziel war, uns als Bündnis

„Hey, wir sind da“
Interview mit dem LeipzigerInterview mit dem LeipzigerInterview mit dem LeipzigerInterview mit dem LeipzigerInterview mit dem Leipziger Bündnis gegen die Integrationsdebatte Bündnis gegen die Integrationsdebatte Bündnis gegen die Integrationsdebatte Bündnis gegen die Integrationsdebatte Bündnis gegen die Integrationsdebatte

m März diesen Jahres drängelten sich ca. 200 Menschen aus verschiedenen politi-
schen Spektren in das RangFoyer des Centraltheaters, um einer Podiumsdiskussion

unter dem Titel „Integration=Ausgrenzung?“ beizuwohnen. Für die Veranstalter_innen,
das Bündnis gegen die Integrationsdebatte [BgId], war es der erste Aufschlag, um
die durch die Sarrazin-Veröffentlichung  aufgeflammte Debatte mal ganz anders
und breit zu diskutieren. Feierabend! sprach mit dem neuen Leipziger Bündnis
über die Veranstaltung, ihren inhaltlichen Ansatz und zukünftige Pläne.
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bekannt zu machen, sozusagen in die
Leipziger Öffentlichkeit und Szene einzu-
treten und zu sagen „Hey, wir sind da und
haben den und den Standpunkt“. Natür-
lich war es eine Podiumsdiskussion, d.h.
wir konnten nicht genuin unseren Stand-
punkt rüberbringen, sondern es sind ver-
schiedene Positionen aufgetreten und je-
der der dort hingekommen ist, hat am
Ende was anderes mitgenommen. Die Po-
diumsdiskussion haben wir deshalb ge-
macht, weil wir dachten, wir können
dadurch Leute präsentieren, die sich posi-
tiv zum Integrationsbegriff positionieren,
aber auch Leute, die sich negativ darauf
beziehen und dadurch verschiedene Sei-
ten und Perspektiven auf Integration be-
leuchten. Und natürlich haben wir auch
Menschen ausgewählt, wo wir wissen, dass
sie einen kritischen Blick darauf haben, wie
Rex Osa, der selbst aus einer Flüchtlings-
initiative kommt und sagt, „das hat nichts
mit Integration zu tun, das ist Rassismus
und ich muss damit jeden Tag kämpfen“.
Das ist natürlich eine Position, die eini-
gen Leuten, die da im Publikum gesessen
haben, nicht so bewusst ist. Die aber woll-
ten wir darstellen, dem auch ein Podium
bieten.

FA!: Ihr habt ja auch ein inhaltlich sehr brei-
tes Spektrum an Referent_innen ausgewählt.
Ging es Euch da eher um die Darstellung
der Positionen-Bandbreite oder um ein gro-
ßes, breites Publikum?

BgId: Ja, das hatte ein bestimmtes Ziel,
nämlich nicht in dieser linken Szene zu
bleiben, wo natürlich sowieso die meisten
Menschen sagen, dass die Integrations-
debatte doof ist und wo sich alle relativ
einig sind. Sondern eben auch die Men-
schen zu erreichen, die bspw. linksliberale
Zeitungen wie die Zeit lesen. Und deshalb
haben wir auch  Leute wie Daniela Kolbe
von der SPD eingeladen. Wir haben ver-
mutet, dass wir mit ihr  z.B. SPD-Wähler
erreichen können, die sagen „Sarrazin hat
ja teilweise recht“ und fördern, dass die
einen kritischen Blick darauf bekommen.
Also raus aus dieser jungen linken Szene
und mehr in das bürgerliche Publikum
rein.
Es ging uns auch darum auszuloten, was
mit den potentiellen Bündnispartnern

möglich ist, die sich mehr in der „Mitte“
verorten und zum Teil krasse Positionen
vertreten. Wie verläuft so eine Debatte mit
den Leuten? Das war auch ganz interes-
sant und auch gar nicht so schlecht zu se-
hen, wie z.B. auch Daniela Kolbe  argu-
mentiert hat. Und klar macht die es sich
ein bisschen einfach, denn wenn sie auf
die SPD angesprochen wird, sagt sie „ich
bin ja nicht die SPD, ich bin Daniela Kol-
be“ und das gleiche mit Gugutschkow,
dem Integrationsbeauftragten der Stadt
Leipzig, der sagt „ich kann keine Bundes-
politik ändern, nur lokal was machen“. Da
verstecken sie sich eben auch gerne mal.
Es bringt aber durchaus etwas diese Leute
mit einer anderen Sprache zu konfrontie-
ren und die Thematik umzudrehen, also
zu sagen, es gibt ganz andere Probleme,
wie rassistische Ausgrenzung und soziale
Probleme, die zu Ausländerproblemen ge-
macht werden und nicht das Problem der
Ausländer, die kein Deutsch lernen wol-
len.

FA!: Was ist denn Euer Resümee aus der Ver-
anstaltung?

BgId: Wir haben natürlich hinterher ge-
merkt, dass nicht eine klare Position her-
ausgekommen ist, wie wir uns das so vor-
gestellt haben. Wir waren aber trotzdem
sehr positiv überrascht, dass es eben so voll
war und so unterschiedli-
che Menschen angezogen
hat. Wir finden sie auch
insofern erfolgreich, weil
wir sagen können „Jetzt
kann es losgehen und wei-
tergehen, die Menschen
haben schon was von uns
gehört und wenn sie unse-
ren Namen auf dem Flyer
lesen, dann kommen sie
vielleicht wieder, weil es
auch schon eine spannen-
de Diskussion war“. In-
haltlich haben wir uns ge-
sagt, dass wir auch gerne
noch eine Veranstaltung zu
Fragen machen würden,
die in der Podiumsdiskus-
sion offen geblieben sind
und nicht beantwortet
werden konnten.

FA!: Was wären so offene Fragen, die Ihr
gerne in weiteren Veranstaltungen themati-
sieren würdet?

BgId: Die ganze Integrationsdebatte ist ja
so riesig und spricht ja viele Themen an,
wie z.B. die so genannte soziale Frage oder
auch Leitkultur-Geschichten. Es ging in
der Veranstaltung aber v.a. um wesentli-
che Positionen, wie den Begriff der Inte-
gration und die derzeitige Debatte und viel
mehr kann man auch nicht von einer Po-
diumsdiskussion erwarten. Man kann in
so eine schwammige Diskussion in die-
sem Rahmen auch nicht intervenieren und
sagen, dass man da auch eine grundsätzli-
che Kritik hat, auch an den zugrunde-
liegenden Politikvorstellungen und -
modellen und dem zugrundeliegenden
Rassismus als politische Realität. Deshalb
muss man einzelne Themen noch mal
aufgreifen. Und da ist es uns auch noch
mal ganz wichtig, zu sagen, dass die deut-
schen und europäischen „Probleme“ v.a.
soziale Probleme sind, die kulturalisiert
werden.

FA!: Würdet Ihr auch zukünftig an der Po-
diumsdiskussion als Medium festhalten, oder
auch mal andere Formen wählen?

BgId: Es ist ganz gut als Anfangsveran-
staltung  gewesen, weil man dadurch auch
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ausloten konnte, wie die Leute, die  auch
auf dem Podium vertreten waren, und die
wir tendenziell ansprechen wollen mit un-
serer Kritik, reagieren. Zu gucken, wie
funktioniert denn so eine Debatte, also was
sind die Argumente, die dann letztendlich
hängen bleiben. Und auch um eine Öf-
fentlichkeit anzusprechen, die nicht kom-
men würde, wenn nur Rex Osa kommt.
Also als Anfang gut, aber um eine genauere
Analyse vorzustellen, ist es vielleicht nicht
die richtige Form. Unsere nächste Veran-
staltung wird auch ein Vortrag sein und
wir werden dann schauen, mit welcher
Form wir unser Ziel erreichen können.
Zum Beispiel auch mal einen Text schrei-
ben, um   eine politische Fundierung
darunter zu legen.

FA!: Wollt Ihr Euch in Zukunft eigentlich
thematisch auf die Integrationsdebatte be-
grenzen, so wie das auch Euer Name sugge-
riert? Oder wie würdet Ihr Euer gestecktes
Themenfeld eingrenzen?

BgId: An dem Themenfeld möchten wir
schon dranbleiben. Es ist fraglich ob der
Name irgendwann hinfällig ist, weil er ver-
altet ist, denn die Integrationsdebatte ist
abgeflaut, auch wenn die Themen noch
aktuell sind und verhandelt werden, nur
eben nicht mehr unter dem Stichwort.
Aber Rassismus ist in unserer Gesellschaft
die ganze Zeit vorhanden und wird auch
nicht in ein paar Wochen weg sein. Und
deshalb bleiben wir in diesen und ähnli-
chen Themenfeldern haften. Wir würden
auch gerne noch mehr machen, haben aber
leider nicht so große personelle Kapazitä-
ten gerade. [nächste Veranstaltung: siehe
Anzeige S. 5]

FA!: Gutes Stichwort: Ihr wollt also gerne
mehr werden, um mehr zu machen. Wie
kann man denn bei Euch mitmachen?

BgId: Wir treffen uns im Moment alle zwei
Wochen, Dienstags 20 Uhr im Linxxnet.
Alle Leute, die Bock haben, können uns
mailen und zu uns kommen und schauen,
ob das was für sie ist. Ohne Beschränkun-
gen. [http://integration.blogsport.de]

Danke für das Interview!

m 11. April ging es im Wittenberger
Kreistag um die Frage, ob die Asylsu-

chenden im Landkreis weiterhin in einer
ehemaligen Kaserne der sowjetischen Ar-
mee in Möhlau leben müssen oder neu un-
tergebracht werden. Im nicht-öffentlichen
Teil der Sitzung wurde entschieden, dass
das Lager nicht geschlossen wird und die
Flüchtlinge weiterhin dort leben müssen.
Zur Erinnerung: Das Lager Möhlau ist ein
ehemaliges Kasernengelände, 30 Kilome-
ter von  Wittenberg entfernt. Anfang der
90er Jahre lebten in den Gebäuden 1100
Menschen. Inzwischen sind es weniger als
200, manche leben schon seit bis zu 17 Jah-
ren dort. In vielen anderen Landkreisen
können sich Asylsuchende nach einem hal-
ben Jahr, einem Jahr oder auch 5 Jahren
eine Wohnung suchen oder zugewiesen be-
kommen. Im Landkreis Wittenberg ist dies
nicht so. Auch eine Arbeitserlaubnis wird
Asylsuchenden in Wittenberg konsequent
verweigert – und damit auch das Bleibe-
recht, weil eine Voraussetzung dafür ist, den
Lebensunterhalt selbst zu bestreiten.
Die Verwaltung des Landkreises wollte bei
der öffentlichen Ausschreibung im Herbst
2010 nur solche Alternativ-Vorschläge an-
nehmen, die ein neues Lager (zentrale Un-
terbringung in einer sog. Gemeinschafts-
unterkunft) für Asylsuchende ohne Fami-
lie, und Wohnungen für Familien vorse-
hen. Dass die Asylsuchenden sich selbst
Wohnungen suchen, wurde ihnen verwei-
gert. Es wurde die bürokratische und
teurere Unterbringung bevorzugt. Aber
auch diese „Kompromisslösung“ wurde
nun im Kreistag abgelehnt.
Asylsuchende werden weiterhin in eine
Ruinenlandschaft ausgelagert, drangsaliert,
bevormundet und isoliert. Die Politik des

Landkreises Wittenberg
ist gekennzeichnet

Landkreis Wittenberg setzt rassistischeLandkreis Wittenberg setzt rassistischeLandkreis Wittenberg setzt rassistischeLandkreis Wittenberg setzt rassistischeLandkreis Wittenberg setzt rassistische
Flüchtlingspolitik fortFlüchtlingspolitik fortFlüchtlingspolitik fortFlüchtlingspolitik fortFlüchtlingspolitik fort

momo

durch eine kontinuierliche Verweigerung
grundlegender Rechte wie Gesundheits-
versorgung, Zugang zum Arbeitsmarkt
und Zugang zu Wohnungen. Der Land-
kreis zielt darauf ab, die Asylsuchenden
zu entmutigen und zur „freiwilligen“ Aus-
reise zu zwingen. Dies gelang z.B. Anfang
April 2011 bei einem kurdischen Ehepaar
aus Syrien. Die beiden lebten seit 17 Jah-
ren im Lager Möhlau und litten unter
Diabetes und Bluthochdruck. Durch die
konsequente Verweigerung einer adäqua-
ten medizinischen Versorgung durch die
Verwaltung stellten sich Folgeerkrank-
ungen ein, laut Aussagen anderer Be-
wohnerInnen des Lagers waren die Betrof-
fenen psychisch wie physisch am Ende.
Das Ehepaar befindet sich nun wieder in
Syrien, obwohl ihre Kinder weiterhin in
Deutschland leben. Ihre Lebensumstände
dort und ihr gesundheitlicher Zustand
sind nicht bekannt.
Mehrmals mahnte bereits das Innenmi-
nisterium Sachsen-Anhalt die Arbeit der
Ausländerbehörde des Landkreises an, da
diese sich nicht an Weisungen, z.B. Ab-
schiebestopps, gehalten hatte. Und auch
das Landesverwaltungsamt forderte
bereits vor 2 Jahren, die Situation in
Möhlau zu verbessern. Zudem gibt es im
Landkreis kein Integrationskonzept, das
eigentlich vorgeschrieben ist. Erneut ha-
ben die Verantwortlichen ihr völliges Des-
interesse gegenüber der Situation der Asyl-
suchenden bewiesen, einmal mehr muss
die Asylpolitik im Landkreis Wittenberg
als das benannt werden, was sie ist - un-
menschlich und rassistisch.
Die Entscheidung des Kreistages ist ein
Rückschlag für die Betroffenen. Aber so-
wohl die Flüchtlingsinitiative Wittenberg/
Möhlau als auch ihre UnterstützerInnen
werden weiter für die Rechte von

Asylsuchenden und ein
menschenwürdiges Leben
kämpfen, bis es grundle-
gende Verbesserungen
gibt.

no lager halle

A
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A ls die EU am 19. Dezember 2009 den
Visumzwang für Mazedonien, Serbi-

en und Montenegro aufhob, war dort die
Freude groß: Bis zu 90 Tage sollten sich
Angehörige dieser Staaten nun legal inner-
halb der EU-Schengengrenzen aufhalten
dürfen. Was dann geschah, war vorherzu-
sehen. Tausende von Menschen wechsel-
ten aus rechtlicher Perspektive von einem
legalen Status in den anderen und bean-
tragten vor Ablauf ihres Touristenvisums
Asyl. Denn zu Hause war ein hartnäcki-
ges Gerücht im Umlauf: Wer im Besitz
eines biometrischen Passes sei, hieß es,
könne nach Westeuropa auswandern. In
Belgien oder in den skandinavischen Staa-
ten erhalte man sogar Asyl. Für Angehö-
rige von Minderheiten wie mazedonischen
Roma oder Albanern, die unter struktu-
reller Arbeits- und Perspektivlosigkeit lei-
den, ein verlockendes Angebot.
545 Menschen sollen es laut dem Medien-
service allein in Sachsen gewesen sein, die
in den ersten neun Monaten nach Abschaf-
fung des Visumzwangs Anträge auf Asyl
gestellt haben, im Vergleich zu insgesamt
45 im Jahr 2009. Der Spiegel schrieb  von
einer „Asylbewerberwelle“, Bayerns Innen-
minister Joachim Herrmann (CSU) von
einem „offenkundigen Missbrauch“ des
Asylrechts. Sachsens damaliger Innen- und
amtierender Staatsminister Markus Ulbig
(CDU) wetterte: „Wer missbräuchlich
Asyl beantragt, schadet denen, die unse-
ren Schutz brauchen. Hier muss der Staat
reagieren.“ Der Staat reagierte wie ein au-
toritärer Vater, der nicht weiß wie er seine
undisziplinierten Kinder, bestrafen soll,
indem er bereits im vergangenen Oktober
die finanziellen Rückkehrhilfen strich –
400 Euro pro erwachsenen Asylsuchenden
aus Serbien und Mazedonien, der „freiwil-
lig“ das Land verlässt. Schließlich sei nicht
auszuschließen, verlautete in sächsischen
Regierungskreisen, dass die Asylbe-
werberInnen nur gekommen wären, um
das Geld abzugreifen.
Das Argument hatte schon jemand ande-
res salonfähig gemacht: Sarkozy, während
der massiven Abschiebungen von Roma
aus Frankreich. Für den Staat ist die frei-

Von Sündenböcken in Jägerkasernen
Die Geschichte eines GerüchtesDie Geschichte eines GerüchtesDie Geschichte eines GerüchtesDie Geschichte eines GerüchtesDie Geschichte eines Gerüchtes

willige Rückkehr billiger als Abschiebun-
gen. Und sie werfen in den Statistiken für
die EU und die Internationale Organisati-
on für Migration (IOM) ein wärmeres Licht
auf die im internationalen Kontext als re-
pressiv bekannte Ausländerpolitik in
Deutschland.
In einer Pressemitteilung vom September
2009, beklagte die Landesdirektion Sach-
sen eine „punktuelle Belastung“ speziell
durch Asylbewerbern aus Mazedonien, de-
ren Unterbringung sich immer schwerer ge-
stalte. Man arbeite an Lösungen, hieß es
weiter. Trotz des überproportionalen Ge-
bäude-Leerstandes in Sachsen, sind es oft
ehemals militärische Gebäude, die dann zur
Unterbringung der Flüchtlinge umfunkti-
oniert werden. Wie in Schneeberg im Erz-
gebirge, wo die mazedonischen Flüchtlin-
ge im Zuge der „Migrationswelle“ in einer
Jägerkaserne untergebracht wurden. Noch
vor ihrer Einquartierung heizte Bürger-
meister Frieder Stimpel (CDU) die Stim-
mung in der Regionalpresse an. Ein An-
stieg von Diebstählen im Ort sei nicht aus-
zuschließen. Zudem sei eine Erstaufnahme-
einrichtung in Schneeberg „nicht gerade
förderlich, wenn ich dort Gewerbe ansie-
deln will“. Die Gefahr in Verzug durch die
eingereisten „Nichtdeutschen“, wie „Aus-
länder“ im Kriminalistik-Slang genannt
werden, sieht auch der neue Eigentümer
der Jägerkaserne Gustav Struck, Bruder des
ehemaligen deutschen Verteidigungs-
ministers Peter Struck (SPD). Auch er kön-
ne nicht ausschließen, dass die Vermark-
tung des Geländes durch die Unterbrin-
gung von Asylbewerbern erschwert werde.
Die Landesdirektion Chemnitz bemühte
sich, die mazedonischen Familien zur „Zu-
rücknahme der Asylanträge und zur frei-
willigen Ausreise“ zu bewegen. Im Novem-
ber fuhren schließlich zwei mit Flüchtlin-
gen gefüllte Reisebusse von Sachsen nach
Mazedonien.
Auch in Leipzig ist die
Überredung zur freiwilligen
Ausreise bereits übliche Pra-
xis geworden. Im Flücht-
lingsheim in Grünau, wer-
den speziell mazedonische

Roma-Familien,
die das Einver-
ständnis ihrer frei-

willigen Ausreise unterschreiben sollen,
von Behörden-VertreterInnen aufgesucht.
Für Lunchpakete werde gesorgt.
Auch auf europäischer Ebene wurden
Maßnahmen getroffen. Brüssel ermahnte
die mazedonischen Behörden. Das zeigte
bereits Wirkung, denn diese schlossen im
März mehrere Reiseagenturen, die Aus-
reisewillige nach Westeuropa transportiert
haben sollen. Eines der betroffenen Bus-
unternehmen in der Hauptstadt Skopje
gehörte der Familie eines Abgeordneten,
der die Roma im mazedonischen Parla-
ment vertritt. Währenddessen wird in
Skopje ein architektonisches Prestige-Pro-
jekt geplant: bis 2014 sollen Denkmäler
und repräsentative Bauten im Zentrum
von Skopje für 80 Millionen Euro saniert
werden. Gelder für ökonomisch rückstän-
dige Gebiete wie die, in denen Roma le-
ben, werden indes nicht locker gemacht.
Derlei Unsinnigkeit und vermeintliche
Widersprüchlichkeit erlebt man aber auch
in Leipzig. Denn die MigrantInnen sind
nicht willkommen, obgleich es doch laut
dem Amt für Statistik und Wahlen der
Stadt, „überdurchschnittlich Migranten-
familien unterschiedlichster Herkunft
[sind], die durch Kinderreichtum dafür
sorgen, dass die Geburtenraten in Leipzig
in den letzten Jahren beständig über
bundesdeutschem Durchschnitt lagen.“

Fortsetzung zu den Leipziger Verhältnis-
sen folgt.

Clara Fall
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Um rückblickend über den 1.Mai in Hal-
le, die Nazidemo und die Gegenveranstal-
tungen, zu schreiben, fallen mir spontan
mehrere Ansätze ein. Da gäbe es zum Ei-
nen den Klassiker, die Erfolgsstory vom
couragierten, antifaschistischen Bündnis,
das zahlreich, lautstark, ja und natürlich
auch mit bunter Vielfalt, die Nazidemo er-
folgreich blockiert hat – nicht zu verges-
sen: friedlich! –  ganz so, wie es zuvor auch
angekündigt und eigentlich ja im Stadtrat
beschlossen worden war. Am Ende klop-
fen sich alle auf die Schultern und freuen
sich, dass sie das so gut hinbekommen
haben. Der Klassiker, wie gesagt.
Dann gäbe es noch die ebenso traditions-
reiche Alternative, den empörten Bericht
mit einigen Zahlenbeispielen und einer
ausgiebigen kritischen Analyse der in je-
dem Falle ganz grundsätzlich verfehlten
Polizeistrategie, dem unverhältnismäßigen
Einsatz von Gewalt und all den anderen
repressiven Maßnahmen, Einkesselungen,
Platzverweisen, Pfefferspray und haste-
nicht-gesehen. „Wären die Bullen nicht

Lokales

Allgegenwärtig und unvermeidlich wird mensch mit dem Thema Arbeit immer wieder konfrontiert. Hat man welche, plagt sie eine_n, hat
man keine, nerven Jobcenter und leere Portemonnaies. Obendrein erinnern Feiertage wie der 1.Mai daran, dass sich die Gesellschaft bereits
seit Jahrhunderten kontrovers damit auseinandersetzt. Was früher als „Arbeiterkampftag“ tituliert wenigstens auf den Interessengegensatz
zwischen Arbeit und Kapital verwies, klingt heutzutage als „Tag der Arbeit“ befremdlich unkritisch und positiv. Wie die doofen 800 Neo-
Nazis in Halle, die auf eine „Zukunft durch ARBEIT“ hoffen, sofern man „Fremdarbeiter stoppen“ würde, und dabei die Arbeit bis zum
Äußersten idealisieren. Mehr Bodenhaftung haben da noch das Heer der ARBEITslosen, die trotz freier Zeit vornehmlich unglücklich sind,
und die durch LohnARBEIT Erkrankten. Die zu alldem passende linksradikale Kritik am ARBEITsfetisch blieb in Leipzig jedoch weitgehend
ungehört. Ob dies nun eher am allgemeinen Desinteresse, ihrem fehlenden Praxisbezug oder der unüblichen Datumswahl lag, bleibt offen.
Auf jeden Fall aber fand der diesjährige 1. Mai für einige Leipziger_innen gleich vier mal statt: am 28.4.,30.4.,1.5.,2.5. und wurde in neun
Begleitveranstaltungen des Mai-Bündnisses (siehe auch S. 12ff ) thematisiert.

Leider wenig besucht war die Demonstra-
tion am 30.04. unter dem Motto „The
future is unwritten – Für eine Perspektive
jenseits von Arbeitswahn und Staats-
fetisch“. Wohlmeinend geschätzte 200 vor-
wiegend junge Leute zogen reichlich lust-
los und ohne viel Information für Interes-
sierte im Gepäck durch die Innenstadt, um
darauf aufmerksam zu machen, dass ihnen
die Lohnarbeit nicht so wichtig ist, wie
weiten Teilen der Bevölkerung. Eine Ver-
mittlung dieses Inhaltes blieb aber weitge-
hend aus und so stellte die ganze Veran-
staltung sinnbildlich die Strategie des
1.Mai Bündnis Leipzig in Frage, einerseits
wegen des Aufmarsches der Neonazis am
1. Mai in Halle mit der Demonstration auf
den 30.04. auszuweichen, und andererseits
rund um den 01.05. Diskussionen und
Vorträge zum Thema Arbeit anzubieten,
die zwar als innerlinke Auseinandersetzung
gelten konnten, nicht jedoch als öffentlich
wahrnehmbare Intervention in bestehen-
de Diskurse und schon gar nicht der Auf-
klärung und Agitation weiterer Be-
völkerungskreise dienten. Konkrete Forde-
rungen zu den brennenden Fragen von
Mindestlohn bis Arbeitszeitverkürzung,
von betrieblicher Mitbestimmung bis hin
zu direkter Unternehmensbeteiligung, ja

Es war nur eine kleine Gruppe von etwa
20 Leuten, die sich am 28. April  auf dem
Willy-Brandt-Platz mit Transparenten und
schwarz-roten Fahnen vor dem Haupt-
bahnhof einfanden. Anlass war der Workers
Memorial Day, der internationale Gedenk-
tag für die Opfer von Arbeitsunfällen und
Berufskrankheiten.
Dieser wurde 1984 von der Canadian Uni-
on of Public Employees initiiert. Anlass war
damals das 70. Jubiläum eines Gesetzes,
dass einen Versicherungsschutz für Betrof-
fene von Arbeitsunfällen und Berufskrank-
heiten vorschrieb. Ein Jahr später machte
der kanadische Gewerkschaftskongress den
Workers Memorial Day zum jährlichen Ge-
denktag – eine Idee, die rasch auch inter-
national Anklang fand.
Anders in den USA oder Großbritannien
ist der Workers Memorial Day in Deutsch-
land noch kaum bekannt. Ihn auch in
Leipzig zu etablieren, war eines der Ziele
der von der Freien ArbeiterInnen-Union
Leipzig organisierten Kundgebung. Aber
nicht nur das: Das Fernziel ist (so der Auf-
ruftext), dass künftig „niemand mehr in
Folge der Abhängigkeit von Lohnarbeit zu
Tode kommt oder gesundheitlich geschä-
digt wird.“
Bis dahin ist es unter den derzeitigen Ver-
hältnissen noch ein weiter Weg. Das zeig-
te auch einer der Redebeiträge mit einer
Aufzählung von Arbeitsunfällen, zu denen
es in den letzten Monaten und Jahren in
Leipzig kam. So war auch der Versamm-
lungsort keineswegs zufällig gewählt. Nur
wenige Meter entfernt wurde 1999 eine
Kastanie gepflanzt – zum Gedenken an

  momo

Arbeiter, die beim Bau der Promenaden im
Hauptbahnhof ums Leben gekommen
waren.

justus

selbst eine klare Positionierung zur EU-
weit in Kraft getretenen Arbeitnehmer-
freizügigkeit, blieben aus. Stattdessen üb-
ten sich die Demonstrant_innen an die-
sem Tag lediglich in der eigenen Selbst-
gewißheit, dass Arbeit einfach Scheiße ist.
Na und? Das weiß ja nun wirklich jedeR!

clov
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gewesen, hätte man nämlich!“ Auch hier
kollektives Schulterklopfen, schließlich
war der Wille da, der Weg nur von Polizei
verstellt.
Ein ganz anderer, nichtsdestotrotz stark
verbreiteter Ansatz wäre der Vergleich mit
ähnlichen Ereignissen. Der macht sich
online natürlich besser, da dank fortschritt-
licher technischer Errungenschaften gleich
Erlebnisberichte vergangener Nazidemos
und Gegenveranstaltungen verlinkt wer-
den können. Was war anders als am 16.
Oktober, 13. Februar, Leipzig, Dresden,
Berlin, usw.? Besonders schön für diejeni-
gen, die ausnahmsweise nicht dabei sein
konnten und so erfahren, dass sie letztlich
nichts verpasst haben.
Und last but not least gibt es diese Varian-
te hier, sich mit abgeklärter Alter-Hasen-
Attitüde über alle anderen lustig zu ma-
chen. Nicht gerade schön, weil gehässig
gegenüber denjenigen, die eigentlich doch
auch die „Guten“ sind. Und irgendwie
haben sie ja auch recht, denn es war na-
türlich so eine Art Erfolg, dann doch noch
eine Blockade hinzubekommen, und ja,
die Polizei hat sich mitunter schon
daneben benommen. Aber das ist an sich
nichts besonderes. Und überhaupt – gab
es an dem Tag überhaupt was besonderes?
Etwas Erinnerns- und Berichtenswertes?
Nicht wirklich. Gruselige Gestalten, dum-
me Gesänge, ekelerregende Reden von
Neo-Nazis, die mir mal wieder einen Sonn-
tag versaut haben. Das ist es, was mir im
Gedächtnis bleiben wird. Und vielleicht
ist das auch das einzig Wichtige und wenn
auch nicht Überraschende, so doch Do-
kumentationswürdige: Es gibt sie immer
noch. Es sind immer noch zu viele. Und
wahrscheinlich werden sie mir bald wieder
einen Sonntag versauen.

teckla

„2. Mai – Tag der Arbeit ...slosen“
steht auf dem Transparent, das da
vor dem Leipziger Jobcenter im
Wind flattert. Manche schauen
ungläubig, als sie einen kleinen
Blumenstrauß mit Banderole

„Her mit dem Schönen Leben!“ in der
Hand halten. Werden sie schon wieder ver-
arscht? Manche schütteln den Kopf, an-
dere freuen sich. Wichtiger aber als utopi-
sche Aufrufe ist für die PassantInnen der
Amtstermin, der sie hierher gezogen hat
und den Morgen der meisten versauert.
Etwa 10 AktivistInnen haben sich am
Montagmorgen des 2. Mai vorm Jobcenter
getroffen, um mit Blumensträußen, Fly-
ern und Frühstückstisch auf feierliche Wei-
se gegen die alltäglichen Schikanen zu de-
monstrieren. Unspektakulär, aber die
Schwierigkeiten, ins Gespräch zu kom-
men, illustrieren das Dilemma einer lin-
ken Erwerbslosenpolitik: Einen Arbeits-
platz zu haben, verleiht einen Status. Ar-
beitslos zu sein, ist hingegen ein Manko,
mit dem sich folgerichtig niemand gern
identifiziert. „Ich bin nicht arbeitslos – ich
hab einen 1•-Job“, erklärt denn auch ein
Mann auf dem Weg ins Jobcenter, was ihn
von „den Anderen“ unterscheidet. Auch
wenn alle mit ALG2 zu tun haben – „ei-
ner von den HartzIV-Empfängern“ will
niemand sein. Das Dilemma zieht sich bis
weit in linke Bewegungen. „Aktivistin“,
„Künstler“ oder „Selbstständig“ sind weit
attraktivere Selbstbeschreibungen als
„ALG2-EmpfängerIn“. So verständlich das
ist, so verschleiert es doch die gemeinsa-
me prekäre Situation. Auch wenn viele
nicht direkt Arbeitslosengeld beziehen, so
sind doch weite Teile der Gesellschaft di-
rekt von der Höhe der Regelsätze betrof-
fen: auch als wenig verdienende selbstän-
dige „Aufstocker“, beim Jobben in prekä-
ren Arbeiten oder auch als Festangestellte
– überall stellen die HartzIV-Regelsätze
den de-facto-Mindestlohn dar. So erklä-
ren sich auch die ständigen Angriffe auf
die „luxuriösen Verhältnisse mit Hartz IV“
als indirekter Versuch, die Löhne zu drü-

cken. Dieser allgegenwärtige Druck „wie
kannst du es wagen, dem Staat auf der Ta-
sche zu liegen“, verbunden mit den klei-
nen Schikanen des Alltags mag ein Grund
für die gedrückte Stimmung der meisten
sein, die da am 2. Mai am Frühstückstisch
vorbei ins Amt einbiegen.
Ein paar bleiben doch stehen, trinken ei-
nen Kaffee, und geraten ins Gespräch. Alle
haben üble Erlebnisse mit dem Jobcenter
zu berichten, manche schreiben ihre Er-
lebnisse auch auf Zettel, die an einer Wä-
scheleine gespannt, die alltäglichen Schi-
kanen dokumentieren sollen. „Geben Sie
Ihre Mistpapiere her, sonst kriegen Sie nie
wieder Geld von uns!“, bekam sie grad von
ihrer Sachbearbeiterin zu hören, berichtet
völlig aufgelöst eine Frau. Viele der Erfah-
rungen sind nicht so plakativ, lange ver-
schachtelte Geschichten endloser Klein-
kämpfe mit einer kafkaesken Bürokratie.
Am Nachmittag dann, das Amt hat schon
lange geschlossen, löst sich die Runde auf,
der Frühstückstisch wird eingeklappt, und
die Transparente eingerollt.
Und alle Fragen offen: warum ist diese Fra-
ge nach dem gesellschaftlichen Existenz-
minimum nicht zentrales Thema der Lin-
ken? Wie organisieren wir uns? Und wieso
hat das Amt schon wieder mein Geld ge-
kürzt?
Weil auch innerhalb der Linken viel zu vie-
le mit diesen Fragen allein sind, gibt es seit
einiger Zeit einen kleinen Erwerbslosen-
treff im Hausprojekt „Bäckerei“/Casa-
blanca e.V.. Keine professionelle Beratung,
eher ein Treffen mit der Möglichkeit, sich
gemeinsam in die Materie einzuarbeiten,
oder auch politisch diese Fragen zu disku-
tieren.
Treffen Mo/18Uhr (evtl. Termin nachfra-
gen bei casablanca@riseup.net) / „Bäcke-
rei“/Casablanca e.V. Josephstraße 12. Wer
dazu kommen will, ist willkommen.

m
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Leipziger Drogengespräche
Man kennt die Situation aus der Kneipe: Ei-
gentlich will mensch nur gemütlich sein Glas
austrinken. Aber der Typ nebenan am Tresen
hört einfach nicht auf zu reden. Zusammen-
hangslose Sätze. In ohrenbetäubender Laut-
stärke. Ohne sich drum zu kümmern, dass es
keine_n interessiert. Das eigene Glas ist noch
halbvoll. Also muss mensch sich notgedrungen
mit dem Typen auseinandersetzen. Verbal und
so weit es geht vernünftig. In der Politik pas-
siert so was ständig und nennt sich dann „De-
batte“. Eine Debatte, die gerade besonders eif-
rig geführt wird, ist die Leipziger „Drogen-
debatte“. In der Hauptrolle als Typ am Tre-
sen: Landespolizeipräsident Bernd Merbitz
(CDU).  Spitzen wir mal die Ohren, denn
gerade haben sich ein paar jugendlich-naive
LVZ-Journalisten mit ihm auf ein Interview
eingelassen… Eben hat Merbitz noch halb-
laut und grimmig in sein Bierglas gemurmelt,
als ihn die Burschen mit besorgter Miene von
der Seite ansprechen: „Herr Merbitz, müssen
die Leipziger Angst haben?“*
Diese Frage kann Merbitz nur mit „Ja“
beantworten. Ja, sie müssen, denn „schon
morgen kann jeder das Opfer sein.“ Opfer
von fiesen Rauschgiftkriminellen: „Seit ge-
raumer Zeit hat Leipzig im Freistaat die
meisten Straftaten, und einer der Schwer-
punkte ist die Rauschgiftkriminalität. Ge-
rade in diesem Bereich haben wir auch eine
sehr hohe Dunkelziffer.“ Dunkelziffer,
genau. Das macht die Rauschgiftkriminali-
tät ja so gefährlich, dass man sie meist gar
nicht bemerkt.
Noch schlimmer ist es, wenn sie doch mal
an die Oberfläche schwappt. Dann ist sie
allerdings genau genommen keine Rausch-
gift-, sondern so genannte Beschaffungskri-
minalität: „Die Täter, die wir gerade bei Ein-
brüchen und Raubüberfällen stellen, das

sind fast alles Drogenkonsumenten.“ Es
geht also um Einbrüche und Raubüber-
fälle, und nicht direkt um Drogen. Aber
egal, denn Einbrüche und Überfälle gibt
es laut Merbitz immer öfter: „Überfälle un-
ter Anwendung von Waffen gab es in die-
sem Jahr bislang 251, davon 55 auf Ge-
schäfte.“
Da kann man natürlich nicht nur Däum-
chen drehen: „Wir sind als Polizei gezwun-
gen, härter dagegen vorzugehen.“ Bisher
dachte mensch immer, die Polizei müsste
schon von Berufs wegen gegen Kriminelle
vorgehen. Aber wenn sie jetzt dazu ge-
zwungen ist, dann ist das natürlich auch
nicht schön… Für Merbitz ist es sogar
noch schlimmer. Ihn verletzt es tief, wenn
seine Beamt_innen so zu Bütteln des staat-
lichen Gewaltmonopols herabgewürdigt
werden: „Wenn versucht wird, die Polizei
zu kritisieren nach dem Motto: ́ Kümmert
euch um eure Sachen!´, dann tut mir das
auch als Landespolizeipräsident weh.“ Das
ist natürlich traurig, wenn es wehtut. Aber
was will Merbitz eigentlich?
Vor allem weniger „Wohlfühlpolitik“ für
die Drogenabhängigen. So hält er es für
grundverkehrt, wenn manche Leute in der
Stadtverwaltung meinen, Sozialarbei-
ter_innen sollten vor allem Sozialarbeit
machen und keine Verbrecher jagen. Denn
eben weil die Sozialarbeiter_innen so viel
Sozialarbeit machen, kommen doch die
ganzen Abhängigen nach Leipzig! Und
wenn sie erst mal da sind, dann rauben sie
zwangsläufig irgendwann auch Tabakläden
aus! Und die Polizei muss dagegen vorge-
hen – das geht doch nicht!
Ganz besonders schlimm findet Merbitz
die Leipziger Drug Scouts**. Die haben
nämlich eine Broschüre herausgegeben, wo
Tipps für das Verhalten bei Polizei-
kontrollen drinstehen: „Solche Flugblät-
ter (…) empfinde ich als Kampfansage. Es
bedeutet doch nichts anderes als dass Leu-
ten, die etwas Strafbares getan haben, ge-
holfen werden soll, sich gegen jene zu
schützen,  die für Recht und Ordnung
sorgen. Ich halte das für äußerst kritisch.“
Das muss man sich mal vorstellen: Da pos-
tieren sich Polizist_innen z.B. bei Open-
Air-Festivals an den Zufahrtsstraßen, um

die
hohe Dunkel-

ziffer der Rauschgiftkriminalität ein wenig
aufzuhellen. Und dann kommen Leute, die
etwas Strafbares getan haben oder noch tun
könnten, ohne Strafe davon! Das ist doch
wirklich gemein von den Drugs Scouts. Fin-
det Merbitz: „Wir müssen deshalb darüber
nachdenken, und haben dies auch schon
teilweise getan, ob dies überhaupt ein Pro-
jekt ist, das förderwürdig ist.“
Und überhaupt sei die Leipziger Drogen-
politik „eine tickende Zeitbombe“. Es müss-
ten also endlich „Taten“ her, man müsse
„Probleme lösen“, „konkrete Schritte“ ein-
leiten, also ganz konkret „gute Pläne schmie-
den, diese dann aber auch mit aller Konse-
quenz umsetzen“. Also irgendwie jetzt aber
mal richtig hart durchgreifen: „Die Stadt
muss wissen: Drogenprävention sollte auch
Bekämpfung sein.“ Recht hat er! Am Bes-
ten wäre es, man würde diese ganze Krimi-
nalität einfach verbieten.
Die andern Gäste verdrehen derweil genervt
die Augen. Ja, ja, it´s a never ending story,
der ewige Streit zwischen schwarz und rot,
Dresden und Leipzig, CDU-Landesregierung
und SPD-Bürgermeister: Wenn die nächsten
Wahlen anstehen, versucht die CDU sich ge-
genüber der angeblich zu liberalen Leipziger
SPD mit „Law-and-order“-Parolen zu profi-
lieren. Dass Merbitz selbst CDU-intern als
hoffnungsvoller Kandidat für den Posten des
Leipziger Oberbürgermeisters gilt, passt da nur
zu gut. So durchsichtig das Manöver ist, so
wenig wundert es, dass nun alle Merbitz wi-
dersprechen: Der Sozialbürgermeister, die
Suchtbeauftragte der Stadt, Abgeordnete von
Grünen, der LINKEN und SPD, die Leipziger
Liberalen... So ist das eben in solchen Debat-
ten. Der Typ am Tresen redet einfach weiter.
Also muss mensch sich notgedrungen mit ihm
auseinandersetzen. Verbal und so weit es geht
vernünftig.

* Die Zitate stammen aus einem Interview, aus
der Leipziger Volkszeitung vom am 14. 5. 2011.
** www.drugscouts.de
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er westsächsische Ort Zwickau legt gro-
ßen Wert darauf, keine Klein-, sondern

eine Großstadt zu sein. Um sich diesen Sta-
tus zu bewahren, werden schon seit Jahren
immer wieder umliegende Dörfer in die
Kommune eingegliedert. Aber von der Ein-
wohnerzahl abgesehen, könnte Zwickau gar
nicht kleinstädtischer sein. Eine kulturelle
Einöde, wo selbst in der Kommerzzone der
Innenstadt um 21.00 Uhr die Bürgersteige
hochgeklappt werden.
Ein trostloser Zustand. Aber gerade deswe-
gen regt sich Widerstand. So fanden sich am
14. Mai etwa 150 Menschen zusammen, um
ihren Unmut über die städtische Politik auf
die Straße zu tragen. Unter dem Motto
„Stürmt das Schloss!“ demonstrierten sie für
ein Alternatives Jugendzentrum in Zwickau.
Denn so ein Ort für selbstbestimmte, links-
alternative Kultur ist dringend nötig. In den
90er Jahren hatte es mit dem Bunten Zen-
trum noch einen solchen Treff- und Anlauf-
punkt für alternative Jugendliche gegeben.
Nachdem dieses vor zehn Jahren in ein neues
Domizil umzog, hat es diesen Charakter als
Treffpunkt zugunsten eines normalen Ver-

anstaltungs- und Cafébetriebs weitgehend
verloren. Seitdem herrscht Flaute.
Der Verein Roter Baum Zwickau verhan-
delte schon seit längerem mit der Stadt
über ein geeignetes Objekt. Ein solches
schien schon im Sommer 2010 gefunden
zu sein. Bis das Liegenschaftsamt plötz-
lich abblockte und verkündete, bei dem
betreffenden Gebäude müssten noch
200.000 Euro investiert werden, damit der
Verein es nutzen könne. Wofür diese Sum-
me nötig sein sollte, ließ das Amt allerdings
im Unklaren.
Die weiteren Gespräche zogen sich ergeb-
nislos in die Länge, und wurden von der
SPD-Oberbürgermeisterin Pia Findeiß
schließlich ganz beendet – begründet wur-
de dies mit mangelnder Gesetzestreue
mancher Vereinsmitglieder. Ärger mit Po-
lizei und Ordnungsamt hatte es u.a. we-
gen illegaler Partys in leerstehenden Häu-
sern gegeben. Aber die Stadtoberen such-
ten wohl nur nach einem geeigneten Vor-
wand, um nicht weiter über legale Räum-
lichkeiten verhandeln zu müssen.
Wie wichtig solch ein Ort für links-

alternative
Jugendli-
c h e
w ä r e ,
z e i g t e
sich durch die Präsenz von ört-
lichen „Nationalen Sozialisten“,  die mit
Böllerwürfen die Demo zu stören versuch-
ten. Sie konnten zwar von der Polizei in
Schach gehalten werden, begleiteten jedoch
den Demonstrationszug auch auf dem wei-
teren Weg durch die Innenstadt. Schon im
Vorfeld war es mehrfach zu Angriffen und
Drohungen seitens der Rechten gekommen.
Das Auto eines Vereinsmitglieds wurde be-
schädigt, am Vortag der Demo wurde eine
Person aus dem Unterstützer_innenkreis zu-
sammengeschlagen, sie erlitt einen Nasen-
beinbruch und eine Gehirnerschütterung.
Trotz dessen war die Demonstration ein klei-
ner Erfolg und ein Hoffnungsschimmer –
die westsächsische Einöde ist offensichtlich
doch nicht so alternativlos, wie sie mitunter
scheinen mag.

Mehr Infos: baumhaus.blogsport.de

Eine Alternative für die Provinz

D

reativ gegen Atomkraft“ Seit Dezem-
ber 2010, als ein Castor ins Zwi-

schenlager Lubmin bei Greifswald rollte, hat
diese Parole in Magdeburg Konturen erhal-
ten. Eine Gruppe an Blockierenden hält den
Castor unter dem Motto „Spazierender
Sicherheitscheck am Gleis“ in der sachsen-
anhaltinischen Landeshauptstadt für eine
Stunde auf. Danach fanden und finden sich
vor Ort ganz unterschiedliche Menschen zu-
sammen, um sich im Widerstand gegen die
zivile und militärische Nutzung von Atom-

kraft zu engagieren. Das inzwischen for-
mierte Aktionsbün-
dnis Anti-Atom Mag-
deburg versteht sich
als ein Treffpunkt
für Ungehorsame,
der sich kollektiv,
selbstorganisiert
und basisnah für
einen nachhalti-
gen und humanen

Protestwind in Magdeburg
Umgang mit Mensch und Natur einsetzt.
Die unerwartete Breite, der andauernde in-
nere Zusammenhalt und die Entschieden-
heit der heterogenen Gruppe lässt sich
nicht auf den Zeitpunkt reduzieren, seit
Worte wie „drohende Kernschmelze“ und
„Nuklearreaktion“ im Vokabular der Ge-
neration Fukushima sind. Aber besonders
seit dem Tag, als der Ausverkauf der Gei-
gerzähler begann, demonstrieren sie
tagelang auf Bahnhöfen, stören FDP-Zu-
sammenkünfte und setzen andere grenzü-
berschreitende Schritte, Aktivitäten und
Kampagnen um. So erwies der Widerstand
gegen Atomkraft auch dem Landtags-
wahlkampf eine bis dahin unbekannte
Aufmerksamkeit: In der Magdeburger In-
nenstadt erregt zwei Tage vor der Wahl ein
überdimensionales Konterfei des CDU-
Spitzenkandidaten Haseloff Aufsehen.
Durch eine spektakuläre Kletteraktion
überlagert ein Radioaktivitätssymbol mit
der Forderung „Abschalten“ sein christlich

wirkendes Gesicht. Der Werbetext „Am 20.
März Ihre Stimme für die CDU“, aus dem
„Am 20. März keine Stimmen für die Atom-
lobby“ wird, symbolisiert die neue Revolte
in der Stadt. Die Aktion macht dem
mittlerweile im Amt sitzenden Ministerprä-
sidenten unmissverständlich klar, dass die
Seilschaften der CDU mit Atommanagern
auf Ablehnung stoßen. Veränderung braucht
neben intellektuellen Debatten und politi-
schen Manövern auch den unbequemen
„Arm der Straße“. Ein Arm, der Unruhe
schafft, Grenzen erweitert und sich mit
Megafon den undurchsichtigen Kulissen-
kämpfen entgegensetzt. Bleibt zu hoffen,
dass das Bündnis nicht genauso unerwartet
wieder von der Bühne verschwindet, wie es
entstanden ist. Doch erstmal scheint eine
kreativ-wütende Protestkultur in Magdeburg
angekommen. Abschalten sofort! Die Welt
ist erneuerbar!

www.aaa-magdeburg.kulturserver.de
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Theorie & Praxis

er Hörsaal war gut gefüllt. Mehrere
hundert, meist recht junge Leute hat-

ten sich am 19. April eingefunden, um den
Vortrag zur „Kritik des Arbeitswahns“ (1)
zu hören – eine Veranstaltung im Rahmen
der vom 1.-Mai-Bündnis organisierten
Kampagne The Future Is Unwritten. Auf
dem Podium: Robert Kurz, der sich u.a.
als Mitverfasser des 1999 erschienenen
Manifest gegen die Arbeit (2) und Autor
bei krisis bzw. EXIT! einen Namen ge-
macht hat. Vor allem aber ist Kurz der
bekannteste Theoretiker der sog. Wert-
kritik, einer post-marxistischen Theorie-
strömung, die für die bundesrepublika-
nische „radikale“ Linke der letzten 20 Jahre
prägend war (und nach wie vor ist) wie
kaum eine zweite. Es fragt sich nur, was
das über den Zustand der hiesigen Linken
aussagt.

Man könnte schon beim ersten Satz stut-
zig werden, mit dem Kurz in seinen Vor-
trag einsteigt: „Also zunächst mal von den
Grundlagen her: Arbeit ist ganz einfach
ein abstrakter Begriff“, also ein Denkvor-
gang, bei dem „ganz Ungleichartiges un-
ter einen Begriff subsummiert“ wird. Eine
interessante Definition... Die meisten Er-
werbstätigen dürften ziemlich überrascht
sein, dass es nur ein Denkvorgang ist, wes-
wegen ihnen zum Feierabend der Rücken
wehtut.
Um zu erläutern, was er meint, zählt Kurz
nun auf, was landläufig alles als „Arbeit“
bezeichnet wird: Produktion von Maschi-
nenteilen, Anbau von Salat, Krankenpfle-
ge, Bomben abwerfen… Tatsächlich ganz
verschiedene Tätigkeiten also. So einen all-
gemeinen Oberbegriff habe es in früheren
Epochen nicht gegeben. Drum wendet
Kurz sich nun den etymologischen Wur-
zeln des Wortes „Arbeit“ zu. Der Begriff
sei ursprünglich sehr negativ konnotiert
gewesen, die indogermanische Wortwurzel
bezeichne „das, was der Sklave tut“, bein-
haltet also eine eindeutig abwertende so-
ziale Zuordnung. Das lateinische „labor“

hätte ursprünglich „Leiden“ bedeutet.
Davon ausgehend versucht Kurz die ge-
schichtliche Genese der Arbeitskategorie
zu skizzieren. So sei es im Christentum zu
einer positiven Besetzung des Begriffs ge-
kommen. Das „Leiden“ in der Nachfolge
Christi wurde idealisiert und im abge-
trennten Raum des Klosters auch praktisch
umgesetzt. Dass sich der Tagesablauf in
den Klöstern nach der Uhrzeit richtete,
veranlasst Kurz gar zu dem Ausruf: „Man
könnte fast sagen: Das ist das Urbild der
Fabrik!“. In der frühen Neuzeit habe sich
dann in der „protestantischen Arbeits-
ethik“ die Leidensmetaphysik verweltlicht
und sei vom abgetrennten Raum des Klos-
ters in den Alltag eingedrungen.
Das wäre als ideengeschichtliche Abhand-
lung schon okay, wenn nicht mit jedem
Satz deutlicher würde, dass Kurz eben tat-
sächlich die Ideen für die Ursache des Pro-
blems hält. Das sagt er auch selbst, wenn
er erklärt, die „Arbeit“ sei nicht bloß eine
„gedankliche Abstraktion“, sondern eine
„Realabstraktion“ (3), also ein „abstrakter
Gedanke, der sich in der Wirklichkeit gel-
tend macht“. Der Kapitalismus wäre also
eine Art fixe Idee, die sich irgendwie in
den Köpfen festgesetzt und sich die Men-
schen unterworfen hat.
Das Problem ist nur: Wenn man jede Ver-
änderung aus den Ideen ableitet, lässt sich
eben nicht erklären, warum sich die Ideen
verändern – warum es also überhaupt
irgendeine Entwicklung gibt. Halten wir
uns versuchsweise lieber mal ans marxis-
tische Dogma: „Das Sein bestimmt das Be-
wusstsein“. Nicht weil´s ein Dogma ist,
sondern weil dann auch die Ideengeschich-
te irgendwie mehr Sinn ergibt: Dass der
Begriff „Arbeit“ irgendwann aufhörte das
zu bezeichnen „was der Sklave tut“, könnte
etwa damit zu tun haben, dass die entspre-
chenden Tätigkeiten tatsächlich nicht mehr
von Sklaven verrichtet wurden (4). Und
wenn die protestantische Arbeitsethik das
Anhäufen von Reichtum als Zeichen be-
sonderer Nähe zu Gott interpretierte, dann
ließe sich diese Denkweise daraus erklä-
ren, dass manche Christen eben tatsäch-

lich enormen Reichtum angehäuft hatten
und weiter anhäufen wollten. Um dies mit
ihrem Glauben (vor allem mit dem christ-
lichen Armutsideal: „Eher geht ein Kamel
durch ein Nadelöhr, als dass ein Reicher
ins Himmelreich kommt“ usw.) vereinba-
ren zu können, musste der Glauben eben
modifiziert werden.
Was heißt das für unser Hauptthema, die
Arbeit? Kurz stellt richtig fest, dass es die
„Arbeit“ als einen Oberbegriff für alle mög-
lichen Tätigkeiten früher nicht gegeben
hat, dieser Arbeitsbegriff also das Ergeb-
nis einer historischen Entwicklung ist. Mit
seinem idealistischen Ansatz kann er diese
Entwicklung aber nur feststellen, nicht er-
klären.
Unterstellen wir also mal, dass der Begriff
eine Veränderung der realen Arbeitsver-
hältnisse widerspiegelt, und dass der Ka-
pitalismus an allem schuld ist. Denn ka-
pitalistische Produktion ist vor allem in-
dustrielle Produktion – und die Arbeit ei-
nes Industriearbeiters sieht tatsächlich ganz
anders aus als die eines Handwerkers oder
Bauern. So ist es egal, ob ein Fabrikarbei-
ter nun diese drei Handgriffe ausführt oder
jene drei Handgriffe. Es ist egal, wer diese
Handgriffe ausführt, ebenso wie es egal ist,
was für ein Gegenstand am Ende dieser
langen Reihe von Handgriffen heraus-
kommt. Die Abstraktion muss dieser Art
von Arbeit nicht erst nachträglich über-
gestülpt werden, indem „ganz verschiede-
ne“ Tätigkeiten zwangsweise unter einen
Begriff gebracht werden. Industrielle Ar-
beit ist schon als solche „abstrakt“, aller
besonderen Qualitäten entledigt. Sie lässt
sich also auch problemlos rein quantitativ
bestimmen, anhand der für die Herstel-
lung eines Produkts notwendigen Arbeits-
zeit (5).
Aus dieser realen Abstraktheit der Arbeit
ergibt sich die Abstraktion des Arbeits-
begriffs ganz zwanglos, und dieser wird
dann schrittweise auf alle möglichen Tä-
tigkeiten ausgedehnt – so weit, dass Leute
z.B. von „Beziehungsarbeit“ sprechen,
wenn sie mit einer geliebten Person mal
ernsthaft reden müssen.

Der Wert als Wille und Vorstellung
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Diese Industrie ist natürlich nicht vom
Himmel gefallen. Aber von den techni-
schen und sozialen Umwälzungen, um die
es hier geht, nennt Kurz nur eine: die „mi-
litärische Revolution“ durch die Feuerwaf-
fen. Die Produktion von Kanonen hätte
eine gewaltige logistische Herausforderung
dargestellt und die „frühmodernen Fürs-
ten“ zu enormen Investitionen genötigt.
Diese hätten darum den modernen Staat
errichtet – laut Kurz eine sich stetig büro-
kratisierende „gesellschaftliche Maschine“,
eine „Instanz, die anfängt, die Gesellschaft
diesem Zweck zu unterwerfen, und dafür
ein Mittel mobilisiert, das bis dahin rand-
ständig war, nämlich das Geld.“ Die staat-
lich forcierte „Entfesselung des Geldes“ zog
dann wiederum eine drastische Änderung
der Produktionsgrundlagen nach sich: Der
Kapitalismus entstand.
Fragt sich nur, wie die bürgerlichen Revo-
lutionen des 17. und 18. Jahrhunderts in
England bzw. Frankreich in dieses Bild
passen. Wieso wurden dort Könige ge-
köpft, wenn doch der ganze Prozess unter
strikter Kontrolle des absolutistischen Staa-
tes ablief? Und was ist mit der Aufhebung
der Leibeigenschaft, die ja erst die nötigen
Arbeitskräfte für die entstehende Industrie
freisetzte? Vor lauter Geldgier scheinen die
Fürsten nicht bemerkt zu haben, dass sie
sich mit solchen Maßnahmen selbst den
Boden unter den Füßen wegzogen…
Der Fehler steckt vermutlich an der Stel-
le, wo Kurz die Entwicklung der Produk-
tionsverhältnisse aus der Entfesselung des
Geldes ableitet. Immerhin bezeichnet Kurz
seine Theorie als „Wertkritik“. Der „Wert“,
wie er sich im Geld ausdrückt, scheint also
ziemlich wichtig für ihn zu sein.
Und Geld ist in unserer Wirtschaftsord-
nung ja auch wirklich ziemlich wichtig.
Jeder nützliche Gegenstand kostet Geld,
ist also nicht einfach ein nützliches Ding,
sondern eine Ware – er hat nicht nur ei-
nen Gebrauchs-, sondern vor allem einen
Tauschwert. Und der muss bezahlt werden.
Das Geld ist in dem Sinne eine Ware, de-
ren besonderer Gebrauchswert darin be-
steht, dass sie den Tauschwert schlechthin
repräsentiert: Für Geld lassen sich alle an-

deren Waren eintauschen, also kaufen.
Diesen Wert nun rückt Kurz ins Zentrum
der Kritik. Denn in der kapitalistischen
Produktion ist allein der (vom Geld reprä-
sentierte) Tauschwert der Ware von Bedeu-
tung. Der Tauschwert trennt sich ge-
wissermaßen vom Gebrauchswert, er un-
terwirft sich diesen. So wie der Begriff der
„Arbeit“ die verschiedensten Tätigkeiten
gleichmacht, so macht der Tauschwert die
unterschiedlichen Gebrauchsgegenstände
gleich: Soweit sie Waren sind, erschei-
nen diese nun als austauschbar, soweit
sie gleichwertig sind, sind sie letztlich
auch gleichgültig – vom Tauschwert
her ist es z.B. egal, ob man Medika-
mente oder Giftgas verkauft. Für sich
betrachtet erscheint der „Wert“ also
wirklich als ziemlich verrückte Idee.
Von dieser Warte her kritisiert Kurz auch
die Arbeit: Die Arbeit ist abstrakt, weil sie
Lohnarbeit ist, weil sie nur eines abstrak-
ten Zwecks, des Geldes wegen getan wird.
Im von Kurz mitverfassten Manifest gegen
die Arbeit (Abschnitt 5) wird das so ge-
sagt: „In der Sphäre der Arbeit zählt nicht,
was getan wird, sondern dass das Tun als
solches getan wird, denn die Arbeit ist ge-
rade insofern ein Selbstzweck, als sie die
Vermehrung des Geldkapitals trägt – die
unendliche Vermehrung von Geld um sei-
ner selbst willen. Arbeit ist die Tätigkeits-
form dieses absurden Selbstzwecks.“
Kurz leitet also die „abstrakte Arbeit“ aus
dem Wert ab. Dieses Verfahren führt
allerdings zum alten Problem: Wenn der
Wert als Erklärung für alles andere (die
Arbeit, die Industrie, den Kapitalismus)
herhalten muss – wie lässt sich dann der
Wert erklären? Daraus ergibt sich auch der
idealistische Ansatz von Kurz: Weil er auf
diese Frage keine Antwort weiß, kann er
sich den Wert nur noch als fixe Idee den-
ken, deren Ursprung irgendwo in grauer
Vorzeit verschwindet. Gucken wir also
mal, was herauskommt, wenn wir die Glei-
chung umdrehen – vielleicht lässt sich dann
erklären, wo diese Wahnvorstellung her-
kommt. Damit uns aber im wüsten Nie-
mandsland des reinen Geistes nicht plötz-
lich eine fixe Idee anfällt, sollten wir uns
zunächst mal ideologische Rückende-
ckung besorgen: Schauen wir mal, was der

alte Marx zum Thema
sagt.
Auf den ersten Blick scheint dieser voll mit
Robert Kurz überein zu stimmen. Auch
Marx geht schließlich von der Analyse der
Ware aus. So schreibt er z.B. in Zur Kritik
der Politischen Ökonomie gleich im ersten
Satz: „Auf den ersten Blick erscheint der
bürgerliche Reichtum als eine ungeheure
Warensammlung, die einzelne Ware als
sein elementarisches Dasein“ (MEW Bd.
13, S. 15). Genaues Lesen lohnt sich aber:
Die Ware erscheint als die elementare
Grundlage des Kapitals, aber eben nur auf
den ersten Blick. Marx geht von der Ware
aus – aber wo geht er hin?
Schon ein paar Seiten später stellt Marx
die Sache nämlich schon ganz anders dar.
Der Tauschwert, die Ware ist nicht das
Primäre, sondern die Arbeit muss selbst
schon in besonderer Weise organisiert sein,
damit ein Tauschwert herauskommt: Die
Warenproduktion setzt „unterschiedslose
Einfachheit der Arbeit“, eine „tatsächliche
Reduktion aller Arten auf gleichartige Ar-
beit“ voraus (S. 19). Es ist hier also ähn-
lich wie beim Arbeitsbegriff: Die Arbeit
muss erst einmal selbst abstrakt und gleich-
förmig werden, damit sich die abstrakte
Gleichförmigkeit des Tauschwerts daraus
ergibt.
In den vorbürgerlichen Agrargesellschaf-
ten diente die Produktion vor allem der
Subsistenz, dem eigenen Bedarf. Geld

Kanonen & abstrakteKanonen & abstrakteKanonen & abstrakteKanonen & abstrakteKanonen & abstrakte
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spielte dabei nur eine untergeordnete
Rolle. Mit der industriellen Produktion
ändert sich das: Die Arbeit dient nicht
mehr vorrangig der Selbstversorgung, son-
dern wird zur Arbeit für andere – d.h. in
erster Linie für den Unternehmer, in zwei-
ter Linie für den Markt.
Der erste Schritt in diese Richtung ist die
um 1700 in England einsetzende ´agrari-
sche Revolution´: Durch neue Methoden
können die Ernteerträge beträchtlich ge-
steigert werden. Zugleich wird der Boden
immer mehr in den Händen weniger
Grundbesitzer konzentriert. Dadurch wird
ein großer Teil der Landbevölkerung ́ frei-
gesetzt´. Der ́ freie Lohnarbeiter´ entsteht,
der nur über sich selbst als Eigentum ver-
fügt und darum zum Verkauf seiner Ar-
beitskraft gezwungen ist. Dem folgt als
zweite Phase die ́ industrielle Revolution´,
die Verdrängung des Handwerks durch die
industrielle Arbeit (wozu die Erfindung der
Dampfmaschine entscheidend beitrug).
Die Produzent_innen wurden dabei von
ihren Produktionsmitteln getrennt und der
entstehenden Industrie eingegliedert. Der
Kapitalismus konstituiert sich so als
Klassenverhältnis zwischen Besitzenden
und Besitzlosen. Zur Steigerung der Pro-
duktivität wird die Arbeit in Einzelschritte
zerlegt, jede_r Arbeiter_in wird auf eine
Tätigkeit, ein Produkt, einen Teilbereich
im Prozess festgelegt. Eben diese Zer-
teilung der Arbeit, die „Vielseitigkeit der
Bedürfnisse des Einzelnen in umgekehr-
ten Verhältnis zur Einseitigkeit seines Pro-

dukts“ (Marx, S.74) liefert die Vorausset-
zung, damit wirklich Waren produziert
werden: Wer den ganzen Tag Schrauben
in eine Autokarosserie dreht, kann eben
kein Gemüse mehr anbauen, braucht aber
trotzdem was zu essen. Die einzelnen Ar-
beiten müssen also wechselseitig auf-
einander bezogen werden – in der Waren-
zirkulation. Erst dadurch, als Arbeit für
den Markt, erhalten die drei Handgrif-
fe, die eine einzelne Arbeiterin ausführt,
einen gesellschaftlichen Charakter.
Das „Gesetz des Wertes“, so Marx, setzt
also „zu seiner völligen Entwicklung die
Gesellschaft der großen industriellen
Produktion und der freien Konkur-
renz, d.h. die moderne bürgerliche

Gesellschaft“ voraus (S. 46). Die Landwirt-
schaft muss z.B. die nötigen Lebensmittel
für die Leute liefern, die in der Industrie
mit dem Zusammenschrauben von Autos
beschäftigt sind. Umgekehrt produziert die
Industrie z.B. Traktoren oder Dünger, da-
mit die Erträge der Landwirtschaft gestei-
gert werden können. Erst in dieser verall-
gemeinerten Warenproduktion und -
zirkulation erhält das Geld die zentrale
Rolle, die es heute spielt.
Der „Wert“ stellt sich dabei nicht als Ge-
genstand, sondern wesentlich als Prozess
der Verwertung dar. Einerseits als Produk-
tion von Mehrwert, d.h. der Marktwert der
Waren, die eine Arbeiterin an einem Ar-
beitstag produziert, ist höher als der Lohn,
den sie braucht, um weiterarbeiten zu kön-
nen. Andererseits wird ein Großteil des so
erwirtschafteten Gewinns wieder in die
Produktion investiert und dient so der wei-
teren Akkumulation.

Kurz wirft also Wirkung und Ursache
durcheinander, indem er das Geld an den
Anfang setzt und dann versucht, die „abs-
trakte Arbeit“ daraus abzuleiten. Damit
geraten ihm nicht nur die geschichtlichen
Abläufe ein wenig durcheinander (bzw.
muss er sehr weit zurückgehen, um den
vermeintlichen Punkt zu finden, von dem
das Übel seinen Anfang nahm). Letztlich
verflüchtigen sich ihm auch die realen Ver-
hältnisse zu Ideen und Begriffen. Nach
seinem ungelenken Schwenk zu den Ka-

nonen bzw. zur realen Ökonomie muss
Kurz folglich erst mal weiter „Realabstrakt-
ionen“ kritisieren, genauer gesagt die Auf-
klärungsphilosophie. Denn auch die hät-
te sich positiv auf die Arbeit bezogen, und
damit wiederum die Arbeiterbewegung des
19. Jahrhunderts angesteckt.
Die Arbeiterbewegung sei nämlich keines-
wegs und niemals irgendwie revolutionär
gewesen. Nein: „Die Arbeiterbewegung hat
sich (...) auf dem Boden dieser Arbeitsab-
straktion, des Geldes, der Geldvermehrung
einrichten wollen, die wollte hier aner-
kannt werden!“ Mit ihrer Forderung nach
„gerechtem Lohn für gerechte Arbeit“ sei
sie ein „Kampf um Anerkennung auf dem
Boden dieser Verhältnisse und nicht gegen
sie“ gewesen.
Kurz macht es hier ähnlich wie die
„Arbeitsabstraktion“: Er subsummiert ganz
Ungleichartiges unter einen Begriff – was
sich so nicht fassen lässt, existiert für ihn
schlichtweg nicht. Zum Beispiel revoluti-
onäre Bewegungen jenseits von Sozialde-
mokratie und Staatssozialismus (den
Anarchosyndikalist_innen der 30er Jahre
ging es in der spanischen Revolution also
nur um „Anerkennung“?). Oder ein Un-
terschied zwischen Funktionären und Ba-
sis: Wenn etwa die SPD-Regierung 1919
die revoltierenden Arbeiter_innen von der
Reichswehr zusammenschießen ließ,
könnte man darin schon einen gewissen
Gegensatz von Führung und Basis sehen...
Und wieso musste denn zu so drastischen
Mitteln gegriffen werden, wenn die Leute
doch nur „gerechten Lohn“ wollten?
Widerstand gegen die Arbeit erwähnt Kurz
nur an einer Stelle: So habe es im 18. Jahr-
hundert noch Menschen gegeben „die al-
les wollten, bloß nicht sich diesem neuar-
tigen, monströsen Zwangsverhältnis abs-
trakter Arbeit zu unterwerfen“. Nachdem
auch die unters Joch gezwungen waren,
gab keine Kämpfe gegen die Arbeit mehr,
sondern nur noch „Arbeiterbewegung“.
Das hat durchaus seine Logik: Nur indem
Kurz alle Bewegungen abseits von Sozial-
demokratie und Staatssozialismus igno-
riert, kann er seine eigene Theorie als
radikalstmögliche Kritik darstellen. Die
Alternative ist allerdings falsch, denn Kurz
teilt mit der von ihm geschmähten „Ar-
beiterbewegung“ die Ignoranz gegenüber
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den Produktionsverhältnissen. Während
der sozialdemokratische und leninistische
Umverteilungssozialismus die Ausbeutung
der menschlichen Arbeitskraft beibehalten
und nur das Endprodukt ́ gerecht´ vertei-
len will, beschränkt sich die Kurzsche
Wertkritik auf ein letztlich hilf- und
begriffsloses Anprangern der Verhältnisse:
Kapitalismus ist schlecht, weil er alles ka-
putt macht und den Menschen ihre
Menschlichkeit raubt.
Die Pointe der Marxschen Kritik liegt
freilich nicht in der bloßen Feststellung,
dass die Verhältnisse schlecht sind, son-
dern vielmehr in dem Nachweis, dass wir
selbst es sind, die diese Verhältnisse pro-
duzieren. Für Marx versteckt sich unter der
„dinglichen Hülle“ der Ware keine fixe
Idee, sondern vielmehr ein gesellschaftli-
ches Verhältnis. Der auf rätselhafte Weise
in der Ware steckende „Wert“ ist tatsäch-
lich nur der Ausdruck der dafür aufge-
wandten Arbeitskraft – was uns im Kapi-
tal entgegentritt und uns unterwirft, ist das
verdinglichte, enteignete Produkt unserer
Tätigkeit. Und weil die kapitalistische Pro-
duktion auf der Ausbeutung lebendiger
Arbeitskraft beruht, steckt schon im Sys-
tem selbst der Konflikt, der es potentiell
sprengen könnte.
Dies entgeht Kurz bei seinem angestreng-
ten Starren auf die Ware, den „Wert“. Statt
die Ware als vergegenständlichten Aus-
druck menschlicher Tätigkeit zu entzif-
fern, gerät sie ihm zur transzendentalen
Zwangsgewalt. Indem er den Wert als
„Götzen“ attackiert, erhebt er ihn tatsäch-
lich zur finsteren Gottheit, der alle dienen
müssen: Ob Putzfrau oder Vorstandsvor-
sitzender, irgendwie sind alle nur Opfer.
Einen Interessensgegensatz von Aus-
beuter_innen und Ausgebeuteten gibt es
für Kurz nicht, alle handeln nur als „Cha-
raktermasken“, als bloße „Personifikatio-
nen ökonomischer Verhältnisse“.
Das ist insofern nicht falsch, als die
Arbeiter_innen ja wirklich nicht zum Spaß
arbeiten, sondern weil sie Geld brauchen.
Da Kurz das reale Zwangsverhältnis aber
nur als Zwangsvorstellung begreifen kann,
ist der bloße Fakt, dass die Arbeiter_innen
arbeiten, für ihn schon der Beweis, dass
sie auch arbeiten wollen – dass auch sie
dem „Arbeitswahn“ verfallen sind.

Eine Selbstbefreiung der Menschen ist für
Kurz damit kategorisch ausgeschlossen.
Die Leute sind eben einfach viel zu blöd
dafür, so gibt er mit sublimer Arroganz zu
bedenken: „Jetzt kann man natürlich sa-
gen: Ja, wenn der Alltagsverstand, die
Milliarden von Normalos, die sich nicht
mit den Hintergründen (…) des Ganzen
befassen, sondern einfach da drin existie-
ren, wenn die nichts anderes wollen als
Kapitalismus, das heißt Arbeit haben,
Geld verdienen, Waren kaufen... dann
müsste es doch ewig so weitergehen kön-
nen!“
Aber zum Glück gibt es noch einen Aus-
weg: Die Krise, den endgültigen, unver-
meidlichen Zusammenbruch des Systems.
Denn gerade jetzt stößt der Kapitalismus
an seine „objektive historische Schranke“.
Um diese These zu begründen, beruft Kurz
sich auf den „tendenziellen Fall der Profit-
rate“ – ein Marxscher Begriff, der ungefähr
dies meint: Im Laufe der Entwicklung än-
dert sich die organische Zusammenset-
zung des Kapitals. Das heißt, der Anteil
des konstanten Kapitals (der Maschinerie)
wächst im Verhältnis zum Anteil des va-
riablen (der menschlichen Arbeitskraft).
Kurz erklärt diesen Vorgang aus der Kon-
kurrenz: Um sich durchzusetzen, müssen
die Unternehmer_innen ihre Waren billi-
ger anbieten, also die Produktionskosten
senken. Das tun sie, indem sie Maschi-
nen einsetzen. Und da nur die
menschliche Arbeitskraft
Mehrwert produziert,
sinkt darum langfristig
der Gesamtprofit – die
Eigendynamik der Ver-
wertung führt zur Ver-
wertungskrise.
Das passt scheinbar ziem-
lich gut mit den Tatsachen
zusammen. Denn seit
dem Ende die Boom-
phase nach Ende
des Zweiten Welt-
kriegs stolpert die
Weltwirtschaft
seit nunmehr 40
Jahren von einer

Krise in die nächste. Von der Ölkrise der
70er bis zur immer noch fröhlich wüten-
den „Finanzkrise“ – das Kapital schafft es
einfach nicht, eine ausreichend stabile
Profitrate zu erwirtschaften. Der „tenden-
zielle Fall der Profitrate“ ist allerdings nur
eine Tendenz, der sich mit diversen Mit-
teln entgegensteuern lässt, etwa durch
Lohnsenkungen oder durch Verlagerung
der Produktion in „Entwicklungsländer“.
Als letzter Ausweg lässt sich immer noch
ein ordentlicher Krieg anzetteln. Alles
kaputtschlagen und anschließend wieder
aufbauen – die Methode hat sich schon
bewährt.
Für Kurz dagegen ist der Fall der Profit-
rate so was wie ein eingebauter Selbstzer-
störungsmechanismus der Kapitalma-
schine: „Das ist ein Prozess, der nicht auf-
zuhalten ist – er wird ja von der Konkur-
renz erzwungen.“ Zusätzlich zur Krise des
Geldes, das immer weniger reale Arbeits-
substanz repräsentiert, komme es zu einer
Energiekrise durch das Schwinden der fos-
silen Brennstoffe. „Das alles löst sich na-
türlich nicht in Wohlgefallen auf“: Viel-
mehr führe das „Diktat des automatischen
Subjekts, des Zwangs der Konkurrenz“ un-
weigerlich zu Zerstörung und zur Barba-
rei.
Zumindest, wenn nicht eine Gegenbewe-
gung entsteht, die es wage „die kategoria-
le Kritik zu formulieren (…) gegen den
Alltagsverstand, der mit und Zähnen und
Klauen an seiner abstrakten Arbeit fest-
halten will“. Kurz fordert also nichts Ge-
ringeres als eine „Neuerfindung des Kom-

munismus“. Eines hochgestecktes Ziel,
das sich aber sofort in heiße Luft auf-

löst. So erklärt Kurz nun mit gro-
ßem Ernst, dass es zur kategoria-
len Kritik keineswegs genüge, den
Begriff der Arbeit nur durch den
der „Tätigkeit“ zu ersetzen. Viel-

mehr brauche es eine „Kri-
tik der Realabstrak-

tion“. Es gelte, die
Differenz zwi-

schen den
verschiedenen
Tätigkeiten
ernst zu neh-
men, denn
diese „kann
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man nicht unter einen Funktionsbegriff,
unter einen Tätigkeitsbegriff fassen. Das
ist diese destruktive Realabstraktion, die
abstrakte Arbeit!“
Da schließt sich der Zirkel: Wenn Arbeit,
wie Kurz eingangs meinte, „von den
Grundlagen her“ nur ein „abstrakter Be-
griff“ ist, dann müssen wir eben aufhören
zu abstrahieren. Wenn wir nicht mehr ganz
verschiedene Tätigkeiten unter einen Be-
griff bringen, ist der Bann der Realab-
straktion gebrochen. „Das ist eigentlich
ziemlich einfach, ist auch oft gesagt wor-
den: Der Kommunismus ist das Einfache,
das schwer zu machen ist.“
In der Tat. Man muss auch erst mal drauf
kommen, dass es dermaßen einfach ist…
Mit ein wenig Bosheit könnte man hier
das unverarbeitete Trauma eines ehemali-
gen K-Gruppen-Mitglieds am Werk sehen,
das nach endlosen Schulungen in ML-Ide-
ologie den Begriff „Arbeit“ einfach nicht
mehr hören kann, aber auch das gute Ge-
fühl, einer Avantgarde anzugehören, nicht
missen möchte – und darum flugs den
Nicht-Gebrauch des Wortes „Arbeit“ zum
neuen revolutionären Programm erhebt.
Diese Strategie ist freilich nur dann erfolg-
versprechend, wenn tatsächlich der
„Arbeitswahn“ das Problem wäre und
nicht die Arbeit selbst – in diesem Fall wäre
die Kurzsche „kategoriale Kritik“ genauso
nutzlos wie die Forderung, die Unter-
nehmer_innen sollten doch bitte nicht so
gierig sein. So wie diese, wenn sie Unter-
nehmer_innen bleiben wollen, Gewinn
machen müssen, egal ob sie dabei „gierig“
denken oder nicht, so verschwindet der re-
ale Zwang zur Arbeit nicht einfach, sobald
man aufhört, sich positiv darauf zu bezie-
hen. Im Gegensatz zum „Arbeitswahn“
lässt sich die reale Arbeit nicht weg-
therapieren, sondern nur abschaffen. Und
dies kann nur das Ergebnis praktischer
Kämpfe gegen die Arbeit sein, auf dem
Boden der Verhältnisse, schon deshalb,
weil ein anderer Boden leider nicht zur
Verfügung steht. Der Kapitalismus wird
uns nicht den Gefallen tun, von allein zu-
sammenzubrechen.

justus
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(1) Ein Mitschnitt des Vortrags ist
unter http://mayday2011.blog-
sport.eu/media/ verlinkt.
(2) Zu finden unter http://
www.krisis.org/1999/manifest-ge-
gen-die-arbeit. Eine gute Kritik am
Manifest findet ihr unter http://
www.wildcat-www.de/zirkular/54/
z54kritk.htm.
(3) Der Begriff stammt von dem
Ökonomen Alfred Sohn-Rethel,
der das Verhältnis von Realem und
Abstraktion aber anders als Kurz so
bestimmt: „Das Wesen der Waren-
abstraktion aber ist, dass sie (…) ih-
ren Ursprung nicht im Denken der
Menschen hat, sondern in ihrem
Tun“, d.h. die Idee des Tauschwerts
folgt aus der realen Praxis des Tau-
sches.
(4) Das ist gar nicht so banal wie´s
klingt. So lange ein Großteil der Ar-
beit von Sklav_innen, und nicht
von formal Freien und Gleichen
verrichtet wurde, musste auch die
Arbeitsleistung als nicht vergleich-
bar erscheinen. Ein vom Ge-
brauchswert abgetrennter Tausch-
wert war damit im antiken Rom
undenkbar.
(5) Darum hinkt auch der von Kurz
angestellte Vergleich von Kloster
und Fabrik ganz gewaltig: Arbeit als
Nachvollzug der Leiden Christi ist
eben was anderes als Arbeit für die
Warenproduktion. So hat auch die
´Arbeit nach der Uhr´, in der Fab-
rik eine ganz andere Funktion: Die
Arbeitszeit wird gemessen, weil sie
der Maßstab für den Wert der Wa-
ren ist.

eit mittlerweile drei Ausgaben erscheint
der altgediente Conne-Island-Newsflyer

nun schon ohne Politteil. Nach der denk-
würdigen Absage einer Veranstaltung von
Justus Wertmüller durch das CI-Plenum
Ende letzten Jahres hatte sich die ehema-
lige Redaktion in offenen Widerstand ge-
gen die Entscheidung gesetzt und letztlich
das Handtuch geworfen. Zurückgeblieben
ist eine breite Lücke in Leipzigs ohnehin
spärlicher, politischer Schriftkultur. Ohne
Zweifel waren viele der jahrelang publi-
zierten Texte streitbar, aber auch das kann
mensch ja irgendwie als Qualitätsmerkmal
betrachten... Das Plenum hat derweil an-
gekündigt, eine neue Redaktion zu
(be)gründen und am Konzept vom geteil-
ten Heft, gemischt aus Veranstaltungsan-
kündigungen und politischen bzw. theo-
retischen Texten, festzuhalten. Allein, nun
kommt die Sommerpause und noch

immer scheint keine Lösung in Sicht. So
schwer es sein mag, eine neue Redaktion
zu finden, die sich in die 17jährige Konti-
nuität des Heftes einzureihen und es
gleichzeitig progressiv weiterzutreiben ver-
mag – ein CEE IEH ohne Politteil, das ist
wie Ernie ohne Bert, wie Bonnie ohne
Clyde, nichts Halbes und erst recht nichts
Ganzes! Und überhaupt: Auch der Feiera-
bend! braucht Konkurrenz, eine Reibungs-
fläche, um die Waffen der Kritik daran zu
schärfen! Hoffen wir also, dass die struk-
turellen Probleme des CEE IEH (der Zwie-
spalt von „autonomer“ Redaktionsarbeit
und Finanzierung durchs Trägerprojekt)
bald gelöst werden können, und dass sich
neue Schreiber_innen finden, um das Heft
mit frischem Leben zu erfüllen. Die Fei-
erabend!-Redaktion drückt jedenfalls ganz
feste die Daumen!

die feierabend!-redax

Rettet das CEE IEH!

S
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m Abend des
19. Februar stürmte die Polizei das Info- und Pressebüro des

Bündnisses „Dresden Nazifrei“. Im April und Mai folgten groß-
angelegte Razzien in Sachsen und Brandenburg. 20 Wohnungen
von Antifaschist_innen wurden durchsucht. Grundlage dafür ist
ein Ermittlungsverfahren nach §129 des Strafgesetzbuches. 17
Personen werden darin beschuldigt, kriminelle Vereinigungen ge-
bildet zu haben, die für Angriffe auf Nazis sowie Sachbeschädi-
gungen verantwortlich sein sollen. Zu den Durchsuchungen mo-
bilisierte die Polizei Großaufgebote und zum Teil schwer bewaff-
nete Spezialeinsatzkommandos. Das martialische Auftreten soll
linke und antifaschistische Strukturen einschüchtern und in der
Öffentlichkeit deren vermeintliche Gefährlichkeit vor Augen füh-
ren. Großzügige (Vorab-)Informationen für Journalist_innen, Bild-
material von verletzten Nazis und Interviews von LKA-Chef und
Innenminister über die unterschätzte „Gefahr von links“ taten
das Übrige für die erwünschten Schlagzeilen.
Diese Ermittlungen sind Ausdruck eines politischen Programms,
dass die schwarz-gelbe Regierung Sachsens seit 2009 immer in-
tensiver verfolgt. Auf der Grundlage einer Extremismus-
Doktrin versuchen CDU und FDP antifaschistisches
Engagement zu diskreditieren.
In einem Interview sprach Innenminister
Markus Ulbig (CDU) vom Anstieg
„linksextremer Gewalttaten“, von 89 im
Jahr 2009 auf 130 im Folgejahr. Wor-
aus der plötzliche Zuwachs resultiert,
erörterte er nicht. Er beruht vor allem
auf Großereignissen, wie den Protesten
gegen die Naziaufmärsche am 13. und 14. Februar 2010 in Ver-
bindung mit dem weit gefassten Gewaltbegriff der Statistik zur
“Politisch motivierten Kriminalität”. So fällt hierunter bereits “Wi-
derstand gegen Vollstreckungsbeamte“ – also zum Beispiel das
aktive Stemmen gegen den Boden bei Räumung einer Sitzblo-
ckade.
Nach den auf Bundes- und Landesebene forcierten Warnungen
vor dem unterschätzten „Linksextremismus“ mussten nun end-
lich “Tatsachen” aus dem Hut gezaubert werden. Dieses Ermitt-
lungsverfahren mit seiner medialen Begleitung soll Argumente
für eine repressive Politik gegen linke Strukturen liefern. Staats-
anwaltschaft und Landeskriminalamt (LKA) bemühen sich sehr
darum, das öffentliche Bild der „linksextremen Schläger“ (SäZ)
zu untermauern. Die Ermittlungen indes basieren auf einer frag-
würdigen Grundlage. Der § 129 ist ein Gesinnungs- und
Ermittlungsparagraf. Er wird nahezu ausschließlich im politischen
Bereich angewendet, jedoch nur ausnahmsweise zur Anklage oder
gar Verurteilung gebracht. Er gibt den Behörden weitreichende
Instrumente an die Hand, etwa die Überwachung von Telekom-
munikation, Observationen oder den Einsatz verdeckter Ermittler.
Dieses Repertoire kann großzügig auf nahezu beliebige Per-
sonenzusammenhänge angewendet werden. Es genügt ein gerin-

ger Anfangs-
verdacht. Im vorliegenden Fall ist dieser mit Telefonaten gege-
ben, in denen über Veranstaltungen von Nazis informiert wurde.
Zusammenhänge zwischen den Beschuldigten und den vorgewor-
fenen Straftaten bleiben nebulös. Ganz real hingegen sind die emp-
findlichen Eingriffe in die Privatsphäre der Betroffenen und der
materielle Schaden in Folge der Durchsuchungen, die neben vie-
len Privatwohnungen auch das „Haus der Begegnung“ betraf, in
dem sich im Februar das Büro von „Dresden Nazifrei“ befand.

“Das ist sächsische Demokratie.” (Wolfgang Thierse)

Politiker_innen oppositioneller, demokratischer Parteien von SPD
über Bündnis 90/Grünen bis hin zur Linkspartei wird immer wie-
der aufgrund ihres Engagements gegen Nazis zweifelhafte
Verfassungstreue unterstellt. Die Staatsanwaltschaft Dresden er-
mittelte wegen der Teilnahme an Blockaden des Nazigroßauf-
marschs gegen den Fraktionsvorsitzenden der Linkspartei André
Hahn und sprang auch für die Strafanzeige gegen Wolfgang
Thierse (Bundestagsvizepräsident, SPD) aufgrund seiner Äuße-
rungen zum Zustand der sächsischen Demokratie in die Bresche.
Zivilgesellschaftliche Initiativen und Antidiskriminierungsvereine
werden vom Freistaat immer stärker kontrolliert und an die Lei-

ne genommen. Sie sollen sich per Unterschrift zur FdGO
bekennen und überprüfen, ob ihre Partner_innen „Extre-
misten“ sind. Hier wird auf Methoden autoritärer Regime
zurückgegriffen. Schlussendlich wird repressiv gegen die

außerparlamentarische Linke und Antifas vorgegangen.

Nicht mit uns!

Antifaschistisches Engagement ist und bleibt notwendig, solange
diskriminierende und autoritäre Zustände existieren. Die Gleich-
setzung von Links und Rechts, die mit der Extremismus-Doktrin
behauptet wird, entbehrt jeder Grundlage. Rechte Gewalttaten
auf Leib und Leben von Menschen, Naziveranstaltungen und dis-
kriminierende Einstellungen sind das Problem, dem es zu begeg-
nen gilt. Wir werden uns trotz staatlicher Diffamierung,
Gängelung und Kriminalisierungskampagnen auch in Zukunft
gegen Nazis und rechte Einstellungen in der Mehrheitsgesellschaft
einsetzen. Wir werden auch in Zukunft unsere Demonstrations-
und Meinungsfreiheit wahrnehmen, um ohne
staatliche Reglementierung gegen Nazis zu
protestieren. Ziviler Ungehorsam ist dafür
notwendig und legitim. Wir solidarisie-
ren uns mit Menschen, Vereinen und In-
itiativen die sich für eine offene, faire und
gleichberechtigte Gesellschaft einsetzen.

16. Mai 2011 – Kampagne zum Zustand sächsischer Demokratie
Unterstützung: unterstuetzen@sachsens-demokratie.net

https://sachsens-demokratie.net/index.html

A
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Biotopia

E s ist ein Prozess kollektiver Selbstorganisation und basisdemokratischer Selbstverwaltung, der zum Klima- und Energie-
camp 2011 führt. Die Menschen, die an diesem Prozess teilnehmen, kommen z.B. aus Berlin, Potsdam, Cottbus oder Leipzig. Sie

gehören Umweltgruppen, lokalen Bürgerinitiativen, Attac, linken Organisationen an oder engagieren sich als Einzelpersonen. In diesem
Prozess gewinnt das Camp immer deutlicher an Kontur. Das fünfte Vorbereitungstreffen in diesem Jahr fand Mitte Mai in Cottbus statt;
ihm gingen vier Treffen in Berlin, Cottbus und Leipzig voraus. Bisherige Ergebnisse sind u.a. ein Aktionskonsens, der zivilen Unge-
horsam mit einschließt und klar auf Gewaltlosigkeit setzt, ein politisch ausformuliertes Selbstverständnis, aber auch Beschlüsse prakti-
scher Natur, wie ein Termin und ein Ort: Das Camp wird im Lausitzer Braunkohlerevier stattfinden, in Jänschwalde, einige Kilometer
nordöstlich von Cottbus, und zwar vom 7. bis 14. August.

„Our climate is not your business“
Klima- und Energiecamp August 2011: Vorbereitungen laufenKlima- und Energiecamp August 2011: Vorbereitungen laufenKlima- und Energiecamp August 2011: Vorbereitungen laufenKlima- und Energiecamp August 2011: Vorbereitungen laufenKlima- und Energiecamp August 2011: Vorbereitungen laufen

Der AufrufDer AufrufDer AufrufDer AufrufDer Aufruf Was ist ein Klimacamp?Was ist ein Klimacamp?Was ist ein Klimacamp?Was ist ein Klimacamp?Was ist ein Klimacamp? Vernetzung & GegenmachtVernetzung & GegenmachtVernetzung & GegenmachtVernetzung & GegenmachtVernetzung & Gegenmacht

„klimagerechtigkeit leipzig“

Der Aufruf des Camps richtet sich eindeu-
tig gegen die zerstörerische Energiepolitik,
d.h. zunächst konkret gegen die von der
rot-roten Regierung geplante CO2-
„Endlagerung“ in der Region, die
ebenso wie die Atomkraft eine teure
Risikotechnologie darstellt, die noch
dazu als „umweltfreundlich“ verkauft
wird. Darüber hinaus geht es aber v.a.
auch darum, grundsätzliche Fragen zu
stellen, die auf der Bühne etablierter
Politik keinen Platz haben. „Das
Klimachaos scheint nicht mehr aufzuhalten
zu sein“ heißt es in dem Aufruf. Und wei-
ter: „Mit extremen Wetterverhältnissen, der
Versteppung ganzer Regionen, dem Anstieg
des Meeresspiegels und der Bedrohung der
Lebensgrundlagen vieler Menschen schrei-
tet der Klimawandel voran. Dass die Ant-
wort nicht Atomkraft heißen kann, ist
spätestens seit Fukushima klar. […] Effek-
tiver Klimaschutz hat nichts mit der Schaf-
fung neuer Märkte zu tun. Die Fokussie-
rung auf Wirtschaftswachstum ist keine Lö-
sung, sondern Teil des Problems.“ Und die
Schlussfolgerung hieraus lautet: „Wir neh-
men das nicht hin! Wir wollen an Ausein-
andersetzungen um Klimagerechtigkeit und
Energiesouveränität anknüpfen und mit ei-
nem Camp Alternativen zum ‚business as
usual‘ denken, leben und erstreiten.“
Von einiger Bedeutung für das Camp ist
bisher die politische Initiativkraft der Berli-
ner Gruppe gegenstrom. In einem auf dem
Berliner Treffen diskutierten politischen
Thesenpapier der Gruppe heißt es: „Wir
dürfen als Bewegungen dieses Jahr nicht nur
Anti-Atom-Aktionen durchführen – es gibt
auch noch andere Schweinereien, die ver-
hindert werden müssen: Seien es neue Koh-
lekraftwerke, oder deren Legitimations-
technologie, die Kohlenstoffabspaltung und
-verpressung (CCS).“

Die Aktionsform des
Klimacamps kommt
aus England, wo im

August 2006 eini-
ge tausend Men-
schen ein Feld
neben dem größ-
ten Kohlekraft-
werk Europas
friedlich in Be-
sitz nahmen und
dort gewalt- und

hierarchiefrei lebten, lernten und mit ei-
ner positiv überraschten Bevölkerung Kon-
takt aufnahmen, die unter der größten
Luftverschmutzung Europas zu leiden hat-
te. Bei einer Besetzung des Kraftwerk-Ge-
ländes wurde die CO2-Produktion schlies-
slich für einen Tag aufgehalten. Wichtiger
war jedoch vermutlich die Erkenntnis, dass
mensch „etwas tun“ kann, statt auf Hilfe
„von oben“ zu warten oder zu resignieren.
2008 fand in Hamburg das erste Klima-
camp im Bundesgebiet statt. Etwa tausend
Menschen erprobten dort eine klima-
neutrale Lebensweise, bildeten sich in zahl-
reichen Workshops und starteten etliche
Aktionen zivilen Ungehorsams, um auf
ökologische Zerstörung aufmerksam zu
machen. Der nachhaltige Effekt des Ham-
burger Camps war der, dass die damals
Beteiligten heute das Selbstbewusstsein
und das nötige organisatorische und poli-
tische Wissen haben, um selbst klima-
politisch handlungsfähig zu werden. Vie-
le derjenigen, die heute das Klimacamp
aktiv vorbereiten, waren 2008 dabei, aber
weniger zentral eingebunden. 2011 wird
es nun unabhängig voneinander zwei
Klimacamps geben: Eines ist das „inter-
nationale Klimacamp“ in Nordrhein-
Westfalen und das andere das „Klima- und
Energiecamp“ in der Lausitz.

Auf den Vorbereitungs-Plena wird bei aller
Unterschiedlichkeit der Standpunkte stets
achtungsvoll diskutiert, denn es geht weni-
ger darum, diese oder jene Vorstellung
durchzusetzen, als darum, Herausforderun-
gen gemeinsam zu begegnen und dabei of-
fen zu bleiben für andere, die sich in den
Prozess einbringen wollen. So können ver-
schiedene Bächlein zusammenlaufen und zu
Strömen werden. In Berlin war zu hören,
wie das Anti-Atom-Bündnis aus Potsdam
Kontakt zu einer Uckermarker Bürger-Initi-
ative aufnahm, welche ihre eigenen Kontak-
te zu grünen Gruppen jenseits der Grenze
in Stettin hatte. Diese standen ihrerseits wie-
derum mit polnischen ökologischen, Anti-
Atom- und anarchistischen Gruppen in
Kontakt, so dass hieraus 2010 ein polnisch-
deutsches Anti-Atom-Camp von Basis-
aktivist_innen entstand. Dieses Netzwerk
will sich nun neben anderen in das Lausitzer
Camp mit einbringen. Es handelt sich bei
all dem um organisatorische Ansätze „von
unten“, die insgesamt etwas anstreben, das
völlig verschieden ist von klassischen Reprä-
sentations-Konzepten in der bürgerlich-ka-
pitalistischen Demokratie. Es geht – kurz
gesagt – nicht um parlamentarische Teilha-
be, sondern um Gegenmacht.
Hierzu bedarf es dann allerdings auch eines
aktiven Sich-Einbringens anstelle des passi-
ven Politik-Konsums, an den wir täglich ge-
wöhnt werden. Es muss Pressearbeit orga-
nisiert, Barrierefreiheit gewährleistet, Geld
eingesammelt und eine Website erstellt wer-
den. Daneben gilt es Kontakte zu pflegen,
ein Programm zu entwerfen, Menschen zu
überzeugen und Komposttoiletten aufzu-
bauen – und all das so zu diskutieren, dass
alle damit leben können.

Weitere Infos: www.lausitzcamp.info
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1948 gegründet,  können die
Zengakuren auf eine lange Tradi-

tion des Kampfes für die Rechte der Ar-
beiter, Demokratisierung der Universitä-
ten, gegen die neoliberale Ideologie und
die Privatisierung der Bildung zurück-
schauen. Mit derzeit max. 200 Mitgliedern
in Japan handelt es sich bei den Zenga-
kuren um eine relativ kleine Organisati-
on, aber in Kooperation mit radikalen Ar-
beitergewerkschaften kämpfen sie ent-
schieden für ihre Vorstellungen von der
Gesellschaft. Jede Woche gibt es gemein-
same Kundgebungen oder Demonstratio-
nen, auf dem wöchentlichen Treffen wer-
den aktuelle Entwicklungen und theoreti-
sche Texte besprochen und genauso regel-
mäßig erscheint eine Ausgabe ihrer Zei-
tung, in der vor allem Themen behandelt
werden, die in den japanischen Main-
stream-Medien kaum Beachtung finden.
Seit der Katastrophe in Fukushima haben
sie die Aktivitäten noch weiter intensiviert.
Viele Mitglieder könnte man als „Vollzeit-
Aktivisten“ bezeichnen.

MATSUMURO Shiori (1) tritt einen
Schritt nach vorne. Einen Schritt zu viel,
findet das Sicherheitspersonal, das am Ein-
gang der Hôsei Universität positioniert ist
und weist MATSUMURO Shiori mit sei-
nen Stöcken an, zurück zu treten. Seit den
großen Studentenunruhen der 70er sind
in Japan politische Organisationen und
Aktivitäten auf dem Universitätsgelände
verboten. Als ich Mitte April das erste Mal
mit Mitgliedern der Zengakuren in Kon-
takt kam, während sie auch vor meiner Uni
für die Teilnahme an einer Anti-Atom-
demo warben, wurde ich ein paar Meter
weiter von einem Universitätsmitarbeiter
angesprochen. Ich solle sehr vorsichtig
sein, es handele sich um eine gewalttätige
Sekte. Anscheinend unsicher darüber, ob
ich ihn verstanden habe, fügte er auf Eng-
lisch hinzu „A communist cult!“. Die
Universitätsleitung hat an den Ausgängen
Schilder anbringen lassen, welche den Stu-
denten raten, nicht bei Unterschriften-
aktionen mitzumachen und keine vertrau-

lichen Daten herauszugeben. Offensicht-
lich scheinen Aktionen, die auf mich wie
ein legitimes Mittel der politischen Parti-
zipation wirken, von den japanischen Au-
toritäten bereits als Bedrohung der öffent-
lichen Ordnung angesehen zu werden. So
wurden z.B. Mitglieder der Zengakuren
polizeilich abgeführt, als sie in den Tagen
nach dem Unglück in Fukushima vor dem
TEPCO-Gebäude demonstrierten. Viele
der Studenten, die täglich für politische
Partizipation vor der Hôsei Universität
werben, sind deshalb von der Uni suspen-
diert worden oder sogar in Haft gewesen.
Sie hatten gegen das Verbot, auf dem Cam-
pus Flyer zu verteilen, verstoßen. Seit dem
20. Mai befinden sich nun erneut zwei
Mitglieder, darunter der Präsident der Or-
ganisation ODA Yosuke, wegen „Hausfrie-
densbruch“ in Haft. Sie hatten mit fried-
lichen Mitteln im Tokyo High Court
Building gegen ein Urteil zur Enteignung
der Bauern im Rahmen der Fertigstellung
des Flughafens Narita gekämpft.
Es ist schwer zu sagen, ob diese repressi-
ven Maßnahmen oder einfach nur ein
mangelndes politisches Interesse die Ur-
sache dafür sind, dass nur wenige Studen-
ten sich für die angebotenen Flyer interes-
sieren und wohl kaum einer meiner Kom-
militonen an der großen Demo am 11.
Juni teilnehmen wird. Während die Kata-
strophen in Fukushima ganz augenschein-
lich großen Einfluss auf die politische
Stimmung in Deutschland hatte, zu den
Wahlerfolgen der
Grünen in Baden-
Württemberg und
Rheinland-Pfalz so-
wie dem Popularitäts-
verlust der FDP bei-
getragen haben,
scheint sich die Par-
teienlandschaft in
Japan kaum verän-
dert zu haben. Auch
der rechts-liberale Po-
litiker ISHIHARA
Shintarô (Liberal De-
mocratic Party) wur-
de trotz seiner kontro-

versen Äußerung über die Erdbeben und
Tsunamikatastrophe als göttliche Bestra-
fung im April als Gouverneur von Tokyo,
eines der wichtigsten politischen Ämter in
Japan, wiedergewählt. Eine Wahl, der die
Studenten meiner Universität erstaunlich
wenig Interesse geschenkt haben. Natür-
lich wird in Japan auch Kritik geäußert,
es werden strengere Höchstwerte für die
Strahlenbelastung auf Spielplätzen und
Schulgeländen gefordert, es wird über die
Höhe der Entschädigungszahlungen der
Betroffenen gestritten und die Infor-
mationspolitik von TEPCO und der Re-
gierung hinterfragt. Aber von einer Politi-
sierung der Gesellschaft kann keine Rede
sein und innerhalb der politisch umstrit-
tenen Fragen nimmt die Zukunft der
Atomenergie – wenngleich von zunehmen-
der Bedeutung – eine eher untergeordnete
Rolle ein.

In den deutschen Medien wird das Fehlen
einer Anti-AKW-Massenbewegung häufig
kulturalistisch interpretiert. Mit dem Ver-
weis auf die „spezifisch japanische Reakti-
on“ scheinen einige deutsche Journalisten
einen Vorbildcharakter der deutschen
Anti-Atomkraft-Bewegung zu postulieren,
wobei die japanische Situation als man-
gelhaft und unmodern erscheint. Die Tat-
sache, dass der Anteil der Atomenergie an
der Stromerzeugung in dem „Atom-

„Genpatsu – Hantai“
(Anti-Atom) Protestbewegungen in Japan(Anti-Atom) Protestbewegungen in Japan(Anti-Atom) Protestbewegungen in Japan(Anti-Atom) Protestbewegungen in Japan(Anti-Atom) Protestbewegungen in Japan

(...)

Radikalität im KontextRadikalität im KontextRadikalität im KontextRadikalität im KontextRadikalität im Kontext

... Fortsetzung von Seite 1

Interpretationen inInterpretationen inInterpretationen inInterpretationen inInterpretationen in
DeutschlandDeutschlandDeutschlandDeutschlandDeutschland

28. Mai 2011 Demonstration in Tokio
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energiegegnerland“ Deutschland trotz
jahrzehntelangen Protesten und Aktionen
mit 26% nur unerheblich niedriger ist als
in Japan (29%), wirft jedoch die Frage auf,
ob nicht eigentlich eher die Situation in
Deutschland erklärungsbedürftig ist.
Erstaunlicherweise spielt diese Frage in den
derzeitigen Mediendiskursen allerdings
keine sichtbare Rolle – vielleicht, weil
mögliche Antworten für Atomkraftgegner
wie -befürworter gleichermaßen unange-
nehm ausfallen würden und zudem die
impliziten Überlegenheitsansprüche, die in
der Berichterstattung in Bezug auf die
Atomfrage mitschwingen, in Frage stellt.
Stattdessen wird in Artikeln mit Titeln wie
„Das unglaubliche Volk. Stolz, diszipli-
niert, leidensfähig, selbstlos – wie Kultur
und Katastrophen die Mentalität der
Japaner prägen“ (Titelstory des Stern Nr.
13, 24.3.2011) versucht, diese selbstdia-
gnostizierte Andersartigkeit der „japani-
schen“ Verhaltensweise mit Konzepten wie
„Konsensprinzip“ oder „Konformitäts-“ vs.
„Individualgesellschaft“ und anderen
kulturalistischen Interpretationen zu erklä-
ren. Und auch wenn die Formen der
Meinungsäußerung und politischen Par-
tizipation in Japan wie in Deutschland in
kontextspezifische Konzeptionen von Ge-
sellschaft und Selbst eingebettet sind, ver-
sperrt eine Überbetonung dieser kulturel-
len Interpretation und Erklärung des Ver-
haltens als „typisch japanisch“ die Perspek-
tive auf den politischen Kontext, bei-
spielsweise auf die Frage, welche Rolle
Macht, Medien und die neoliberale Ideo-
logie in diesen Zusammenhang spielen.

Zudem lassen diese Er-
klärun-

gen die japanische Gesellschaft als starr
und homogen erscheinen. Verweise auf Pa-
rallelen zum Verhalten der Japaner wäh-
rend des 2. Weltkrieges suggerieren eine
historische Kontinuität, die aber im star-
ken Kontrast zur empirischen Realität
steht. Wer die deutschen Medien verfolgt,
könnte schnell auf die Idee kommen,
Japaner seien grundsätzlich eher unpoli-
tisch und wenig oppositionell. Eine ande-
re Perspektive bekommt man allerdings,
wenn man einen Blick in die Geschichte
des radikalen Widerstands in Japan wirft,
bei dem auch die Zengakuren maßgeblich
beteiligt waren.

Seit 1948 gab es Studenten- und Gewerk-
schaftsverbände, die aus linker Perspekti-
ve gegen die Privatisierung der Universi-
täten und den Einfluss der Amerikaner
aktiv waren. Damals noch unter ameri-
kanischer Besatzung wurde von Douglas
MacArthur (2) als Reaktion auf diese lin-
ken Bewegungen 1950 der „Red Purge“
veranlasst. Die Kommunistische Partei
wurde verboten und mehr als zehntausend
Sympathisanten verloren ihren Arbeits-
platz. Der Stellvertreterkrieg in Korea ver-
half Japan zu wirtschaftlichem Auf-
schwung, verbesserte die Beziehung zwi-
schen Japan und den USA und sorgte für
weiteres repressives Vorgehen gegen Kom-
munisten. Dennoch gab es in den folgen-
den Jahren immer verschiedene oppositi-
onelle Bewegungen. Anlass dazu gaben vor
allem die Sicherheitsverträge 1951 und
1960. Im Mai 1960 hatten sich fast 6 Mio.
Studenten und Arbeiter den Protesten ge-
gen die Erneuerung der Verträge, welche
in Japan als „anpo-hentai“ bekannt sind,
angeschlossen. Mitglieder der Zenga-
kuren besetzten das Parlamentsgebäude.

Schliesslich musste der Besuch Eisen-
howers abgesagt werden und der
Premierminister KISHI Nobusuke
trat zurück. Etwa 500 Menschen
wurden im Kontext der Proteste
verletzt.
Aber auch die Friedensbewe-
gung, die sich als Reaktion auf
die Erfahrungen in Hiroshima

und Nagasaki formierte und sich vor al-
lem gegen Atomwaffen und Wasserstoff-
bomben engagierte, erhielt neuen Auf-
schwung, als die Besatzung eines bei ei-
nem Atombombentest der USA versehent-
lich verstrahlten japanischen Fischerboo-
tes starb. Während sich die Atomdebatte
in Deutschland häufig an die Frage der
Endlagerung und Umweltbewegungen an-
schließt,  geht es in Japan vor allem um
die Anreicherung von kernwaffenfähigem
Material für atomare Waffen.
Wie in vielen anderen Ländern erstarkte
die linksradikale Bewegung auch in Japan
gegen Ende der 60er, als Reaktion auf den
Vietnamkrieg. Die Thematik erhielt be-
sondere Brisanz, da die USA den Krieg von
japanischem Gebiet und Stützpunkten in
Okinawa (damals noch unter ameri-
kanischer Besetzung) aus führte und ato-
mare Waffen in Japan stationiert haben
soll. Im Oktober 1968 kam es bei der so-
genannten „Attack of Tokyo“ zu tage-
langen Unruhen in der Hauptstadt, bei der
zahlreiche öffentliche Gebäude besetzt
wurden. Mehrere tausend Aktivisten wur-
den verhaftet. Die zunehmende Gewalt-
bereitschaft und Fragmentierung führte
jedoch zu einer schwindenden Populari-
tät der Bewegung. Dies wurde durch
„Yodo-go“, die Entführung des Flugzeugs
351 der Japanese Airways durch die JRA
(Japanese Red Army) 1970,  das Massaker
am Flughafen in Lod (ebenfalls JRA) und
den Asama-Sanso-Vorfall 1972, bei dem
sich Mitglieder der URA (United Red
Army) gegenseitig umbrachten und an-
schließend in einer Hütte am Fuß des Ber-
ges Asama verschanzten, noch weiter ver-
stärkt. Entsprechend stieg in der Folge
auch die Toleranz gegenüber repressivem
Vorgehen und „Maßnahmen zur Herstel-
lung der öffentlichen Ordnung“.
Es ist jedoch nicht ausschließlich den ge-
walttätigen Gruppierungen zuzuschreiben,
dass linke Bewegungen und Protest-
aktionen in Japan zunehmend unpopulä-
rer wurden. Die oppositionellen Bewegun-
gen in Japan wurden neben studentischen
Bewegungen vor allem durch Gewerk-
schaften getragen. Die veränderte Rolle der
Gewerkschaften in Japan muss im Rah-
men des „neoliberal turn“ seit den 70er

Ein Blick in dieEin Blick in dieEin Blick in dieEin Blick in dieEin Blick in die
VergangenheitVergangenheitVergangenheitVergangenheitVergangenheit

Aktivitäten an der Hôsei Universität in Tokio
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Jahren gesehen werden. In Folge verschie-
dener neoliberaler Reformen vor allem in
Zusammenhang mit den Wirtschaftskri-
sen (1973 Ölkrise, Anfang der 90er Plat-
zen der Bubble-economy, 97/98 Asien-
krise) und damit einhergehenden Privati-
sierungen, verloren die Gewerkschaften
zunehmend an Einfluss, so dass ihnen heu-
te aus marxistischer Perspektive vorgewor-
fen wird, nur noch eine ideologie-verschlei-
ernde Funktion zur Aufrechterhaltung des
kapitalistischen Systems zu haben und eher
im Interesse der Firmen statt der Arbeiter
zu handeln.

Auch wenn ein Blick in die Geschichte
zeigt, dass Japanern oppositionelle Bewe-
gungen und politische Partizipation in
Form von Protest keineswegs fremd sind,

Repolitisierung derRepolitisierung derRepolitisierung derRepolitisierung derRepolitisierung der
japanischen Gesellschaft?japanischen Gesellschaft?japanischen Gesellschaft?japanischen Gesellschaft?japanischen Gesellschaft?

(1)  Zur Unterscheidung von Ruf- und Familiennamen, werden japanische Familiennamen in
der Folge mit Großbuchstaben gekennzeichnet und wie in Japan üblich vorangestellt.
(2) amerikanischer Feldmarschall und Oberbefehlshaber über die Besatzungstruppen in Japan

so erscheint es dennoch unwahrscheinlich,
dass sich demnächst eine Massenbewegung
gegen Atomkraftwerke in Tokyo erhebt.
Zwar gibt es das ehrgeizige Ziel, für die
nächste Demo eine Million Menschen zu
mobilisieren, auf den letzten Veranstaltun-
gen haben jedoch nie mehr als 15000
Menschen teilgenommen. Allerdings kann
man eine veränderte Stimmung erkennen:
Während über die ebenso große Demo am
10. April von keinem großen Medium
berichtet wurde, lassen sich seit Anfang

emokratiebewegung“, „friedliche Re-
volution“ oder auch „Facebook-Revo-

lution“ – das sind nur einige der Vokabeln,
mit denen die westlichen Medien den Auf-
stand in Ägypten in den Griff zu kriegen
versuchten. Dabei lässt sich bei bisher 850
Todesopfern (die meisten auf Seiten der
Protestierenden) kaum von einer friedli-
chen Revolution reden. Und obwohl der
Ruf nach Demokratie und freien Wahlen
gerade bei den viel beachteten Protesten
auf dem Tahrir-Platz in Kairo eine zentra-
le  Forderung darstellte, war der Aufstand
nicht nur vom idealistischen Wunsch nach
Freiheit, sondern auch von handfesten
ökonomischen Interessen motiviert.
Vor allem ignorierten die meisten westli-
chen Medien, dass nicht nur junge, aka-
demisch gebildete Leute aus der Mittel-
schicht auf die Straße gingen, sondern
auch die ägyptischen Arbeiter_innen. Und
gerade diese waren es, die mit einem
landesweiten Streik dem Protest den nöti-
gen Nachdruck verliehen. Der Streik be-
gann am 9. Februar, zwei Tage später trat
Präsident Mubarak zurück – auf Drängen
der Armeeführung, der die Unruhe nun
einfach zu viel wurde. Ein Militärrat über-
nahm die Regierung.

Bei aller Begeisterung für die Facebook-
Aktivist_innen der „Jugendbewegung des
6.  April“ fand manch ein_e Journalist_in
immerhin noch Platz, um in einem Ne-
bensatz zu erwähnen, worauf sich der
Name dieser Gruppe bezieht: auf einen
Streik der Textilarbeiter_innen, der 2008
in der Stadt Mahalla al-Kubra von der
Polizei verhindert wurde.
Die im Nildelta gelegene Stadt Mahalla
und insbesondere die dort angesiedelte
Misr Spinning And Weaving Company, mit
etwa 22000 Beschäftigten die größte Fab-
rik Ägyptens, bildete den Ausgangspunkt
einer Welle von wilden Streiks, die sich
nach und nach über das ganze Land aus-
weitete. Von 2004 bis 2008 gab es fast
2000 Arbeitsniederlegungen, etwa 2 Mil-
lionen Lohnabhängige beteiligten sich.
Der bedeutendste Streik fand 2006/2007
in Mahalla statt.
Die Ereignisse vom 6. April 2008 standen
im Kontext einer Kampagne der Textil-
arbeiter_innen, deren wichtigstes Ziel die
Anhebung des landesweiten Mindestlohns
war. Denn trotz drastisch gestiegener Le-
benshaltungskosten war der Mindestlohn

seit 1984 nicht mehr erhöht worden. Wei-
tere Forderungen war die Erhöhung der
Subventionen für Lebensmittel, die Straf-
verfolgung von korrupten Managern und
bessere medizinische Versorgung.
Für den 6. April war ein Generalstreik ge-
plant. Zum angekündigten Datum wurde
die Misr Spinning and Weaving Company
jedoch von Sicherheitskräften besetzt. Ein
Protestmarsch der Arbeiter_innen wurde
von der Polizei angegriffen, es kam zu Stra-
ßenschlachten, die zwei Tage lang andau-
erten. Das Datum ist nicht nur darum
bedeutsam, weil es zum ersten Mal seit den
Brotunruhen von 1977 in Ägypten zu
Riots dieses Ausmaßes kam. Die Kampa-
gne zeigte auch, dass die Arbeiter_innen
fähig waren, landesweite Aktionen zu koor-
dinieren. Und erstmals kam es zu einer Ko-
operation von Arbeiter_innen und Grup-
pen, die politische Reformen anstrebten.
Möglicherweise war gerade das der Grund
für das harte Vorgehen der Polizei. Denn
während die politische Opposition mit
harter Hand unterdrückt wurde, waren die
Streiks von der Regierung bis dahin ge-
duldet und viele Forderungen der Streiken-
den erfüllt worden. Dies entsprach der
Logik des staatlichen Klientelsystems: Wie

Work in progress Arbeitskämpfe in ÄgyptenArbeitskämpfe in ÄgyptenArbeitskämpfe in ÄgyptenArbeitskämpfe in ÄgyptenArbeitskämpfe in Ägypten

Mahalla 2008„D

Mai in einigen Zeitungen, wie z.B. „Tokyo
Shinbun“ mittlerweile fast täglich Artikel
über die Zukunft der Atomenergie und
Proteste finden. Die Mitglieder der
Zengakuren sind in jeden Fall entschlos-
sen, so lange weiter zu kämpfen, bis alle
Atomkraftwerke in Japan abgeschafft sind.
Und das demonstrieren sie täglich lautstark
mit ihrem Megafon: „Genpatsu – Hantai!
Genpatsu o tomete, shagai o kaeyô!“

rote.schuhe

www.zengkuren.jp / E-Mail: intl-solidarity@hotmail.co.jp
Protestmail über die Verhaftungen an das Japanische Ministerium:
www.kantei.go.jp/foreign/forms/comment_ssl.html
http://hosei29.blog.shinobi.jp/
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die meisten arabischen Staaten finanzier-
te das Mubarak-Regime sich vorrangig
über Renteneinkünfte z.B. aus dem Erdöl-
export, und nicht über Steuereinnahmen.
Es war also finanziell weitgehend unab-
hängig von der eigenen Bevölkerung und
konnte dieser darum auch getrost die Mit-
bestimmung verweigern. Legitimität wur-
de weniger durch Wahlen hergestellt. Viel-
mehr nutzte der Staat seine Renten-
einkünfte, um wichtige Gruppen durch
finanzielle Zuwendungen an sich zu bin-
den. Diese Doppelstrategie von Repressi-
on und Bestechung wurde auch auf die
Kampagne von 2008 angewandt: Nach der
Niederschlagung des Streiks erhöhte die
Regierung tatsächlich den Mindestlohn.

Neben Mahalla war vor allem die Stadt
Suez von zentraler Bedeutung. Die Initia-
tive für den Streik, der Mubarak zum
Rücktritt zwang, ging vermutlich von dort
aus. Auch sonst stellten die dortigen Stahl-
, Werft- und Textilarbeiter_innen den mi-
litantesten Teil der Bewegung dar: Vom 25.
Januar 2011, also vom ersten Tag der Pro-
teste an, kam es in Suez zu heftigen Stra-
ßenschlachten. Die Demonstrant_innen
stürmten nicht nur die örtliche Partei-
zentrale der NDP (National Democratic
Party), sondern auch Polizeistationen, und
erbeuteten dabei u.a. Schußwaffen, die sie
bei den folgenden Kämpfen gegen die Po-
lizei einsetzten. Die Region ist aber auch
deshalb wichtig, weil der Schiffsverkehr
durch den Suez-Kanal (nach dem Handel
mit Erdöl und -gas und vor dem Touris-
mus) die zweitgrößte Einnahmequelle des
ägyptischen Staates ist – der Streik traf hier
also einen neuralgischen Punkt. Von Suez
aus verläuft auch eine Ölpipeline nach Is-
rael, die dem ägyptischen Staat hohe Ein-
nahmen beschert (und in letzter Zeit wie-
derholt Ziel von Sabotageakten wurde).
Ebenso wie Mahalla hat auch Suez den
Status einer Qualified Industrial Zone
(QIZ, industrielle Sonderzone). Auf einer
Website der ägyptischen Regierung (1)
wird das Konzept so erklärt: “In solchen
Zonen angesiedelte Unternehmen haben
zollfreien Zugang zum US-Markt, voraus-
gesetzt, dass sie einen bestimmten Anteil
von israelischen Zulieferungen verarbeiten

(...) Anfang 2005 begannen die
QIZ ihre Arbeit in sieben aus-
gewählten Industriestandorten
in Ägypten. Mit anfangs 397
Unternehmen (...) haben die
QIZ rasch expandiert und um-
fassen nun 15 Standorte mit fast
700 Unternehmen, zu denen jedes
Quartal neue hinzukommen, und
Einnahmen, die sich auf mehr als 1
Milliarde $ belaufen. Da sich der
globale Wettbewerb verschärft, bie-
ten die ägyptischen industriellen
Sonderzonen den Investoren beachtliche
langfristige Vorteile...”
Ganz so glänzend fällt die Bilanz nun doch
nicht aus: So arbeiten in der Textilindustrie
etwa 1 Mio. Menschen (zum Großteil
Frauen), etwa ein Drittel der ägyptischen
Industriearbeiterschaft. Wegen der veralte-
ten Technik werden in diesem Sektor aber
nur etwa 3% des Bruttoinlandsprodukts
erwirtschaftet. Die Regierung hat in den
letzten Jahren Milliarden US-Dollar inves-
tiert, um die Anlagen zu modernisieren –
mit mäßigem Erfolg. Manager von Textil-
fabriken klagen zudem über die schlechte
Arbeitsmoral der ägyptischen Beschäftig-
ten und den Mangel an erfahrenen Arbeits-
kräften. Es gibt eine hohe Fluktuation in
den Fabriken, 10-15% der Belegschaft
wechseln pro Monat (2). Angesichts der
schlechten Bezahlung und der harten Ar-
beitsbedingungen kaum verwunderlich:
Arbeitszeiten von 12 Stunden am Tag sind
vielerorts die Norm. Hinzu kommt die ge-
sundheitliche Belastung, etwa durch den
bei der Arbeit freigesetzten Faserstaub, der
bei vielen Textilarbeiter_innen zu chroni-
scher Bronchitis führt.
Zur Frustration trug auch bei, dass viele
der ausländischen Unternehmen gehobe-
ne Stellen lieber mit importierten Arbeits-
kräften besetzten: philippinische Vorarbei-
terinnen, chinesische Ausbilder, deutsche
Ingenieure... Die Beschäftigungsverhält-
nisse der ägyptischen Arbeitskräfte waren
und sind dagegen prekär, die meisten ha-
ben keine festen Verträge und können
jederzeit entlassen werden. Ohnehin
herrscht hohe Arbeitslosigkeit, seit Beginn
der Finanzkrise wurden etwa 800 Fabri-
ken geschlossen.
Weiteren Zündstoff lieferte die Privatisie-

rungspolitik Mubaraks. 1991
wurde in Zusammenarbeit mit

dem IWF und der Weltbank ein
neoliberales „Reform- und Struk-

turanpassungsprogramm“ beschlos-
sen. Konkret ging es dabei um die Li-
quidierung der staatssozialistischen
Restbestände, die aus der Amtszeit

von Gamal Abd al-Nasser noch übrig
waren. So waren unter Nasser alle Betrie-
be mit mehr als 200 Beschäftigen verstaat-
licht worden – bis 2002 wurden nun 190
Unternehmen privatisiert. Ebenso wurde
die staatliche Regulierung der Pacht-
verhältnisse und Mieten (die von der Nas-
ser-Regierung auf dem Stand der 60er Jahre
eingefroren worden waren) beendet, die
Subventionen für Grundnahrungsmittel
wurden eingeschränkt. Diese Politik brach-
te zwar ein Wirtschaftswachstum von
durchschnittlich 6 Prozent in den letzten
Jahren, führte aber auch zu vermehrter Ar-
mut. 40 Prozent der ägyptischen Bevölke-
rung müssen mit weniger als zwei Dollar
proTag auskommen.

Genug Gründe zum Aufruhr also. Die so-
zialen Kämpfe der letzten Jahre gingen
dabei auch mit einer wachsenden Selbstor-
ganisierung der Arbeiterschaft einher.
Denn von der Egyptian Trade Union
Federation (ETUF), dem offiziellen
Gewerkschaftsverband, war keine Unter-
stützung zu erwarten. Die ETUF, 1957
unter Nasser gegründet, war in ihrer Funk-
tion mit den Gewerkschaften des ehemali-
gen Ostblocks zu vergleichen, d.h. sie war
ein Instrument des Staates, um die
Arbeiter_innen unter Kontrolle zu halten.
So wurden die Arbeitsniederlegungen meist
von unabhängigen Streikkomitees koordi-
niert, mitunter kam es auch zu Abspal-
tungen von den lokalen Gewerkschafts-
verbänden, wenn deren Mitglieder die
Streikenden unterstützten.
Ein Wendepunkt beim Aufbau unabhän-
giger Organisationen war der Protest der
kommunalen Beschäftigten der Grund-
steuerbehörde. Nach monatelangen De-

QIZ & Privatisierung

Autonomie vs. Kontrolle
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monstrationen konnten diese 2007 mit ei-
nem kurzen Streik ihre Forderungen
durchsetzen (die wichtigste davon war die
nach gleichem Lohn wie die direkt beim
Finanzministerium angestellten Kol-
leg_innen). Wichtiger war aber, dass das
Streikkomitee sich nach Ende des Protests
faktisch in eine unabhängige Gewerk-
schaft umwandelte. Ähnliches geschah bei
den Streiks in Mahalla. Und noch in der
ersten heißen Phase der Proteste, am 30.
Januar, gründete sich auf dem Tahrir-Platz
als unabhängiger Dachverband die Fede-
ration of Egyptian Trade Unions.
Mit dem Sturz Mubaraks brechen aber
keineswegs goldene Zeiten an. Dass die
neue Militärregierung vor allem das Inte-
resse hat, die Ordnung im eigenen Sinne
wieder herzustellen, zeigte sich schon am
9. März, als die immer noch andauernde
Besetzung des Tharir-Platzes brutal
beendet wurde. Rund 200 Menschen wur-
den dabei verhaftet, im Anschluss gefol-
tert und von Militärgerichten zum Teil zu
mehrjährigen Haftstrafen verurteilt.
Ebenfalls der Aufrechterhaltung der Ord-
nung dient ein am 23. März verabschie-
detes Gesetz, das alle Streiks und Proteste
untersagt, wenn sie das reibungslose Funk-
tionieren von Wirtschaft und öffentlichen
Institutionen behindern – in diesem Fall
drohen Haft- und schwere Geldstrafen. Es
ist klar, dass dieses Gesetz sich vor allem
gegen die unabhängigen Gewerkschaften
richtet. Denn die Armee ist seit 1952 (als
Nasser sich an die Macht putschte) nicht
nur die wichtigste Instanz im Staat, son-
dern auch einer der größten Wirt-
schaftsakteure Ägyptens. Zehntausende
Beschäftige sind in den von ihr betrie-
benen Hotels, Bäckereien und Fabriken
tätig. Die Armee hat also auch ein öko-
nomisches Interesse, Streiks zu verhindern.
Um gegen die Politik des  Militärs zu de-
monstrieren, versammelten sich am 8.
April mehr als eine halbe Million Men-
schen auf dem Tahrir-Platz. Auch 40 Sol-
daten und Offiziere unterstützten den Pro-
test. Trotz der Ausgangssperre blieben
rund 5000 Menschen auf dem Platz. We-
nig später wurde dieser vom Militär um-
stellt. Bei der Räumung wurde in die Men-
ge geschossen, die Versammlung löste sich
in wilder Flucht auf. Das Gesundheits-

ministerium meldete am nächsten Tag ei-
nen Toten und 71 Verletzte, Menschen-
rechtsorganisationen dagegen mindestens
acht Tote. Wie dem auch sei: diese offene
Konfrontation war ein Wendepunkt.
Die Macht der Armee ist also das größte
Hindernis, dem sich die Revolution gegen-
über sieht. Das Militär versucht derweil,
das angeschlagene Image durch PR-Maß-
nahmen und Zensur zu verbessern – ein
im April verabschiedetes Gesetz schreibt
z.B. vor, dass Berichte über die Armee vor
Veröffentlichung von dieser genehmigt
werden müssen. Der Blogger Maikel Nabil
Sanad wurde eines kritischen Artikels we-
gen zu drei Jahren Haft verurteilt, und eine
neugegründete Kampagne, die sich gegen
die Verurteilung von Zivilisten durch
Militärtribunale richtet, sieht sich harter
Repression ausgesetzt.
Oppositionelle Gruppen riefen deshalb für
den 27. Mai zu einem zweiten „Tag des
Zorns“ auf, um gegen die Politik des Mi-
litärs zu demonstrieren. Obwohl sich die
größeren Parteien, ebenso wie die islamis-
tische Muslimbruderschaft, von dem Auf-
ruf distanzierten, kamen einige zehntau-
send Menschen auf dem Tahrir-Platz zu-
sammen, auch in anderen Städten gab es
Protestaktionen. Die Armeeführung er-
klärte zuvor demonstrativ, sie würde nicht
eingreifen. Befürchtungen, es würde
stattdessen zu Angriffen von „thugs“ (be-
zahlten Schlägern, die auch von der
Mubarak-Regierung gegen die Protestie-
renden eingesetzt wurden) kommen, be-
wahrheiteten sich zum Glück nicht.

Die Lage ist also unübersichtlich
und lässt viele Fragen offen. Die
ägyptischen Arbeiter_innen konnten
einige Erfolge erringen, und sie ha-
ben in den Kämpfen der letzten Mo-
nate gelernt, welche Macht sie haben.
Es fragt sich nun, wie sich die
Gewerkschaften weiter-
entwickeln.
Denn so
wich-

tig  unabhängige Organisierung ist, so be-
steht doch die Gefahr, dass die Spontane-
ität und Militanz der Arbeitskämpfe in in-
stitutionelle, systemkonforme Bahnen ge-
lenkt wird. Ein ähnliches, noch höheres
Risiko birgt der Aufbau von Arbeiterpar-
teien wie der Workers Democratic Party, die
bei den für September geplanten Wahlen
antreten soll. Für viele ägyptische Linken
und Lohnabhängige scheint dabei ein
staatssozialistisches System das einzig
denkbare Ziel zu sein. So ist die Forde-
rung nach Verstaatlichung der Industrie ei-
ner der zentralen Programmpunkte der neu
gegründeten Partei.
Möglich also, dass die ägyptischen Arbei-
ter_innen die Fehler der westlichen Arbei-
terbewegung wiederholen. Auch sonst ist
unklar, wohin sich die Revolution entwi-
ckelt. In der jetzigen Phase ist, anders als
in den ersten Wochen, nicht mehr mit
schnellen, spektakulären Erfolgen zu rech-
nen. Eher ist es eine zähe Kleinarbeit, etwa
Vertreter der alten Eliten von ihren Schlüs-
selpositionen zu entfernen. Eben das ist ein
zentraler Punkt vieler Kämpfe, etwa des
seit Mitte Mai andauernden Streiks der
Ärzte, die u.a. die Absetzung des Gesund-
heitsministers fordern. Immerhin, trotz des
Verbots und der Einschüchterungs-
versuche durch die Armee gehen die Streiks
und Proteste weiter. Wohin die Reise auch
gehen mag – ein Anfang ist gemacht.

justus

Fazit?

(1) Siehe http://www.qizegypt.gov.eg/
(2) http://www.telegraph.co.uk/news/
wikileaks-files/egypt-wikileaks-cables/
8326839/IS-THE-EGYPTIAN-
GARMENT-
INDUSTRY-
HEADED-FOR-
FAILURE.html
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„Eolo“

Das dünne Büchlein im Hardcover, mit
beschichtetem Papier und 19 integrierten
zeithistorischen Fotos, wirkt seriös, ge-
schichtlich und unpolitisch. Der Klappen-
text verspricht den gelungenen Spagat
zwischen historischer Abhandlung und
romanhafter Erzählung und verweist
bereits auf die zentrale Message: „Ein ‘Ro-
man’ darüber, wie Gewalt die Menschen
verändert, zu neuer Gewalt führt und das
Wertesystem menschlichen Zusammenle-
bens außer Kraft setzt“. Der Autor und
Geschichtslehrer Gianni Sparapan, der wie
sein Protagonist Eolo Boccato aus der ita-
lienischen Provinz Rovigo kommt, bleibt
diesem Fokus immer treu. In nüchternen,
wenig ausschmückenden oder ausschwei-
fenden Sätzen, führt er durch die Lebens-
geschichte des Eolo, der zusammen mit
13 Geschwistern als Sohn des Anarchis-
ten Amerigo heranwächst. Dieser lehrt
seine Kinder von Kleinauf das kritische
Hinterfragen der Gegebenheiten und den
begründeten aktiven Widerstand. So wie
Amerigo trotz zunehmender Konflikte mit
dem Regime seinen Standpunkt und sei-
ne Widerständigkeit behält, so wächst
auch Eolo als willensstarker und mutiger
Querkopf auf, der für seine Ideale strei-
tet. Als Italien 1940 in den Krieg eintritt,
ist der inzwischen junge Mann sogar er-
freut, denn er glaubt, dass der nun fol-
gende Widerstand das Regime zu Fall brin-
gen würde. Selbst sein Einzug als Soldat
für den Balkankrieg stört ihn da schein-
bar wenig. Doch die Teilnahme am Krieg
und die damit verbundenen Erlebnisse
gehen an Eolo wohl nicht spurlos vorü-
ber. Zurück in der Provinz und von den
Faschisten gedemütigt, fühlt er sich erst
wieder nützlich, als ihm während der po-
litischen Unruhen um die zeitweilige
Absetzung Mussolinis von Untergrund-
kämpfern die Waffe in die Hand gedrückt
wird. Nun kommt die Gewaltspirale rich-

sich vor al-
lem auch
die Frage,
wie Eolo
mit dem
W i d e r -
spruch um-
geht, Seite
an Seite mit den Faschisten kämpfen zu
müssen. Generell fehlt es auch an grund-
sätzlichen Erläuterungen zum antifaschis-
tischen Widerstand, der sicher nicht nur
aus Anarchist_innen bestand. Auch wenn
man dies mit dem Fokus des Autors auf
die Mikroperspektive um Eolo und ande-
re Einzelschicksale begründen kann, so
fällt selbst dort auf, dass notwendige Er-
läuterungen zu Eolos Idealen ausgespart
werden. Die Andeutungen zum anarchis-
tischen Verständnis des Vaters, wirken da
eher dürftig. Der Titel weckt hier Erwar-
tungen, die unbefriedigt bleiben. Anderer-
seits kann dem Autor so auch nicht vorge-
worfen werden, den Anarchismus mit dem
Faschismus gleichzusetzen, obgleich Eolo
ja den Faschisten in seiner Gewalt-
bereitschaft schlussendlich nicht nach-
steht. Diese Bilanz kann, sollte und wird
nicht gezogen, da die Lupe nur ein Urteil
über Eolo erlaubt. Und dieser verändert
sich durch zunehmende Brutalität und hat
schlussendlich nicht mehr irgendwelche
(ohnehin nicht erläuterten) Ideale, sondern
nur noch Hass zur Triebfeder. So richtet
sich der Blick auf das Individuum und
dessen (Re-)Produktion von Hass und
Gewalt im Krieg, bei dem dann auch jeg-
liche vermeintlichen Ideale in den Hinter-
grund treten.

tig in Fahrt. Eolo macht sich zum Chef
einer kleinen Widerstandsgruppe und be-
kämpft die Faschisten. Frei nach dem Mot-
to „Auge um Auge, Zahn um Zahn“ kom-
men auf jeden Tod eines Faschisten meh-
rere Vergeltungungsmorde. Unzählige Er-
eignisse folgen, in denen Menschen, egal
ob Zivilist oder nicht, äußerst brutal ge-
foltert und getötet werden. Als Eolo
schließlich Zeuge am Übergriff auf seinen
Bruder wird, kennt auch sein Hass keine
Grenzen mehr. Nun aber wird auch sein
Kampf ein recht einsamer...

Ein Roman voller Brutalität, der wahrlich
bewegt. Ein Buch, das man öfters wegle-
gen muss und doch gleich wieder zur Hand
nimmt, um mehr zu erfahren. Der kurz-
weilige, nüchterne Erzählstil passt zu den
geschilderten Grausamkeiten: Die knap-
pe Darstellung macht die Brutalität erträg-
lich und ermöglicht gleichzeitig die scho-
nungslose Schilderung vieler historischer
Ereignisse auf wenigen Seiten. Das
wiederum erschüttert, auch ohne dass der
Autor den moralischen Zeigefinger erhebt.
Der_die Leser_in wird immer wieder an-
geregt, über Ursachen und Eskalation von
Krieg und Gewalt nachzudenken. Die
Botschaft wird so nicht verfehlt. Doch hat
der knappe Stil auch seine Nachteile: Wer
nicht im italienischen Widerstand belesen
ist, der versteht recht wenig den Kontext
der Geschichte. Denn die historischen und
politischen Hintergründe und Entwick-
lungen werden nicht erklärt, man erfährt
auch wenig über die Unruhen um 1943,
die wieder im Faschismus endeten, oder
die Balkanoffensive. Bei letzterem stellt

momo

Ein neues Buch ist auf dem Markt – ein Roman, in dem das Leben des italienischen Anarchisten Eolo be-
schrieben wird. Das Leben eines Partisanen also, der gegen das faschistische Mussolini-Regime kämpfte. „Oh,
das klingt lesenswert“, kommt mir in den Sinn – und ich freu mich auf ein Buch, das mir Hintergründe zum
italienischen Anarchismus in faschistischen Zeiten vermittelt und dabei nicht als schnöde biographische Ab-
handlung, sondern als leichtfüßige Prosa daherkommt. „Genau das Richtige für Wissensdurst in müden Ab-
endstunden“, denk ich mir... und werde eines Besseren belehrt.

Leben und Schicksal eines italienischen Anarchisten 1918-1945Leben und Schicksal eines italienischen Anarchisten 1918-1945Leben und Schicksal eines italienischen Anarchisten 1918-1945Leben und Schicksal eines italienischen Anarchisten 1918-1945Leben und Schicksal eines italienischen Anarchisten 1918-1945

Nein, als Gute-Nacht-Lektüre eignet sich der Roman nicht, wenn man Wert auf ruhigen
Schlaf legt. Obgleich der Spagat zwischen Roman und Realität gelingt, eignet er sich ebenso
wenig, um allgemeine Hintergründe zur italienischen anarchistischen Bewegung zu erfahren.
Dennoch ist es ein gelungener, an den Realitäten orientierter Roman, der sehr eindringlich die
Grausamkeiten des Krieges verdeutlicht und auch all jenen die Augen öffnet, die noch glau-
ben, mit Mitteln der Gewalt für eine bessere Gesellschaft streiten zu müssen.

Rezension
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                                 Hallo Dr. Fla-

schenbier! Ich bin jetzt schon ein paar

Jahre arbeitslos und war eigentlich auch

ganz zufrieden damit. Doch in letzter Zeit

fehlt mir immer mehr die Beschäftigung

und auch das Geld und nun will ich doch

wieder Arbeit. Der Haken ist nur, daß

ich einen Industriekletterschein bräuchte,

um bei einem der vielen attraktiven Ar-

beitgeber Erfolg zu haben. Leider will das

Amt mir den nicht bezahlen, also keinen

Bildungsgutschein geben. Was kann ich

denn da nur tun?

Liebe Annika, mit dem Bildungsgut-
schein kann ich Dir leider auch nicht wei-
ter helfen. Denn beim Amt heißt es zwar
immer Fordern und Fördern, allerdings
bleibt es meist beim Fordern, wenn
mensch gefördert werden will. Ein An-
spruch auf einen Bildungsgutschein lässt
sich in der Praxis meist nicht begründen,
selbst wenn Du der Meinung bist, daß er
Dir hilft, Arbeit zu bekommen. Dein Sach-
bearbeiter nimmt Deine Bedürfnisse ein-
fach nicht ernst, nur leider ist das eine Er-
messensleistung. Ermessen heißt, er kann
Dir einen Gutschein gewähren, muss es
aber nicht, wenn für Ihn Gründe dagegen
sprechen. Und Du weißt ja selbst, was für
unzugängliche Menschen diese Sachbear-
beiter oft sind. Wenn der nämlich Grün-
de sucht, findet er sie meistens auch. Be-
liebt bei denen ist zum Beispiel der floskel-
hafte Verweis, es gäbe in dem angestreb-
ten Arbeitsbereich nicht genügend Berufs-
perspektiven, sprich Stellen. Wenn Du eine
Ausbildung anstrebst, die Du für Deine
Selbstständigkeit nötig findest, ist es sogar
doppelt schwer, denn die Agentur für Ar-
beit will Dich bevorzugt in sozialver-
sicherte Arbeit und nicht in die Selbststän-
digkeit vermitteln. Diese Spießer!

ANNIKA, 29:ANNIKA, 29:ANNIKA, 29:ANNIKA, 29:ANNIKA, 29:

argeargeargeargearge
jobjobjobjobjob
klassenkampf

undundundundund

WWWWWas vieleas vieleas vieleas vieleas viele

nicht zu fragen
nicht zu fragen
nicht zu fragen
nicht zu fragen
nicht zu fragen

wagenwagenwagenwagenwagen

Dr. Flaschenbier

AAAAAUSBILDUNGUSBILDUNGUSBILDUNGUSBILDUNGUSBILDUNG
AAAAAUCH OHNEUCH OHNEUCH OHNEUCH OHNEUCH OHNE
BILDUNGSGUTSCHEIN?BILDUNGSGUTSCHEIN?BILDUNGSGUTSCHEIN?BILDUNGSGUTSCHEIN?BILDUNGSGUTSCHEIN?

HitTipp: Leihe Dir Geld für die Klettr-
ausbildung bei Freunden. Dann kannst Du
die Ausbildungskosten später beim Job-
center zu 100 Prozent absetzen. Gleiches
gilt für Arbeitsausrüstung etc.

Wichtig: Macht den Darlehensvertrag
schriftlich. Vereinbart dort, daß das Dar-
lehen von Deinen Einnahmen zurück ge-
zahlt werden soll.
Und überlege Dir lieber dreimal, ob Du
wirklich arbeiten willst! Lohnarbeit hat
nämlich einige negative Begleiterschei-
nungen!

SCHWEINEREI!SCHWEINEREI!SCHWEINEREI!SCHWEINEREI!SCHWEINEREI!
KEINE KKEINE KKEINE KKEINE KKEINE KOHLE FÜROHLE FÜROHLE FÜROHLE FÜROHLE FÜR
ONLINEBEWERBUNGENONLINEBEWERBUNGENONLINEBEWERBUNGENONLINEBEWERBUNGENONLINEBEWERBUNGEN

                         Hallo Feierabend!-

Team, ich hab’ da mal eine Frage. Das

Jobcenter hat mir gesagt, ich soll mich

bewerben. Sowas doofes. Ich dachte mir,

naja, immerhin krieg ich da Kohle für die

Bewerbungen. Da schreibe ich halt ein

paar Mails, wenn in meinem Online-

Game grad wenig los ist. Jetzt sagen die

vom Amt mir aber, daß ich für Online-

Bewerbungen und auch telefonische kein

Geld bekomme. Geht das denn???

Ja Günther, faktisch geht das leider
wirklich. Wenn Dich das Jobcenter zu
Online- oder Telefonbewerbungen ver-
pflichtet, muss es zwar auch die Kosten
tragen. Die Kosten für diese Art von Be-
werbungen sind aber in der Regel kaum
nachweisbar in Zeiten von Internet- und
Festnetzflatrates. Keine Kosten für solche
Bewerbungen zu gewähren, ist mittlerweile
leider traurige Praxis.
Allerdings kannst Du Dich weigern, eine
Eingliederungsvereinbarung zu unter-
schreiben, die so eine Vereinbarung ent-
hält. Denn die Bewerbungskosten sind hier
frei verhandelbar. Die Eingliederungs-
vereinbarung wird dann aber meist durch
einen Verwaltungsakt ersetzt. Grundsätz-
lich gilt aber, dass Kosten für Bewerbun-
gen in voller Höhe absetzbar sind.
Dies hat häufig bei schriftlichen Bewer-
bungen Relevanz, wenn in der Ein-
gliederungsvereinbarung ein Betrag pro
Bewerbung von 5 Euro vereinbart wurde,
die tatsächlichen Kosten aber höher sind.
Wenn Du deine Ausgaben mit Quittun-
gen belegen kannst, sind auch die höhe-
ren Kosten zu tragen.

HitTipp: In der Eingliederungsver-
einbarung sind meist durch Verhandlun-
gen auch höhere zu erstattende Kosten pro
Bewerbung als 5 Euro drin.

Wichtig: Bei den Bewerbungen solltest du
natürlich immer aufpassen, daß Du nicht
versehentlich in Arbeit gerätst. Tipps
hierzu gibt es im FA! #38!

TTTTTorsten, 21:orsten, 21:orsten, 21:orsten, 21:orsten, 21:
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Lösungen #40:Lösungen #40:Lösungen #40:Lösungen #40:Lösungen #40:

Bauermatt in drei Zügen:

Hier springen wir von b6 auf ein beliebiges Feld und schaufeln
damit die Grube. Schwarz ist gezwungen, den freien Bauern zu
ziehen, will es nicht sofort mit dem König in die a4-Grube. Wir
blockieren den eben gezogenen schwarzen Bauern oder schlagen
ihn und Schwarz zieht den König nun in die Grube, wo wir ihn

mit dem Bauern auf b3 matt setzen.

 Selbstmatt in fünf Zügen:

Bei diesem Selbstmatt zwingen wir mit einem Schach des
Läufers auf d5 den schwarzen König auf b3. Daraufhin setzen
wir die Dame auf d4, schneiden ihm also den Weg nach rechts

ab. Schwarz kann nun entweder den freien Bauern auf f6 oder f5
ziehen (wo er normal oder en passant geschlagen wird) oder den

König auf ... Tja, das dachten wir zumindest. Leider haut das
alles aber nicht hin. Sorry, für manche Probleme gibts halt

einfach keine Lösung. Oder!? Wenn Ihr es rausbekommen habt,
gebt uns Bescheid. Ihr kriegt auch was dafür.

Aller guten Dinge ...

Schach Satt!
DieDieDieDieDie

FA! Pawn Stars

FA! Pawn Stars

FA! Pawn Stars

FA! Pawn Stars

FA! Pawn Stars

präsentieren:

präsentieren:

präsentieren:

präsentieren:

präsentieren:
Die Rubrik für hungrige Schachspieler_innenDie Rubrik für hungrige Schachspieler_innenDie Rubrik für hungrige Schachspieler_innenDie Rubrik für hungrige Schachspieler_innenDie Rubrik für hungrige Schachspieler_innen

Für 2 Portionen braucht Ihr:

4-5 mittelgroße Kartoffeln
100g Räuchertofu
1 Zwiebel
2 Knoblauchzehen
50g Mehl
100ml Sojamilch
Öl oder Margarine
Salz, Pfeffer
½ Bund Schnittlauch
2 Gewürzgurken

Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:Matt in drei Zügen:

Kartoffeln kochen, auskühlen lassen, pellen und
in Stücke schneiden. Räuchertofu, Zwiebeln
und Knoblauch fein schneiden. Räuchertofu in
etwas Öl oder Margarine anbraten, Zwiebeln
dazu, glasig dünsten. Kartoffeln und Knoblauch
dazu, anbraten. Kräftig salzen und Pfeffern.
Schnittlauch fein schneiden. Gewürzgurken in
feine Scheiben schneiden. Mehl und Sojamilch
in einem Gefäß gut mixen und unter ständi-
gem Rühren dazu geben, gegebenenfalls noch
etwas Sojamilch hinzugeben, bis eine feste Masse
entsteht. Alles auf zwei Tellern anrichten, mit
Schnittlauch und Gewürzgurken garnieren.
Schach Satt!

Das
f

k
Bauer n rühstüc



27

Halle /Saale

F
ei

er
a
b
en

d
!! !!!

Und hier gibts den...!!!!!!!!!!!!!!!

Archive

Südvorstadt

Plagwitz

Reudnitz

Zentrum

Lindenau

Infoladen Conne Island, Koburger Str. 3, 04227 Leipzig
Anarchiv, Wolfsburgstr. 25-29, 67433 Neustadt a.d Wstr.
Alhambra-Archiv, Hermannstr. 83, 26135 Oldenburg, archiv@alhambra.de
DaDa Köln, c/o TTE-Bücherei, Bürgerzentrum Alte Feuerwache, Melchiorstr. 3, 50670 Köln, koeln@dadaweb.de, www.free.de/dada
Bibliothek der Freien, Haus der Demokratie, Greifswalder Str. 4, 2. Hof, 10405 Berlin, zeitschriftenarchiv@bibliothekderfreien.de

Infoladen im VL, Ludwigstr. 37
FORMAT, Geiststr. 42

Schatzinsel, Forststr. 7
Infobude/Projekt G16, Gieszerstr. 16
Vleischerei, Zschochersche Str. 23
Schicke Schnitte, Zschochersche Str. 61

hinZundkunZ, Georg-Schwarz-Str. 9
Café Westen, Demmeringstr. 32

Atari, Kippenbergstr. 20

Libertäres Zentrum Libelle, Kolonnadenstr. 19
Bistro Al Safa, Leplaystr. 3

Schleußig
Besser Leben, Holbeinstr. 2
Schlechtes Versteck, Könneritzstr. 32
Lebensart Naturkost, Könneritzstr. 49
Rückenwind, Schnorrstr. 23
Klanggarten, Könneritzstr. 63

Connewitz
Café Similde, Simildenstr. 9
Buchhandel El Libro, Bornaische Str. 3d
Frau Krause, Simildenstr. 8
Lazy Dog, Wolfgang-Heinze-Str. 20
Plattenladen im Zoro, Bornaische Str. 54

Späti Esperantos Katzer,  Schenkendorf Str. 20
Bistro Shahia, Karl-Liebknecht-Str. 98
Mandragora, Kurt-Eisner-Str. 84
Onkel Toms Hütte, Arthur-Hoffmann-Str. 120

Feierabend!

Feierabend!

3 Ausgaben kosten 5 Euro (inkl. Versand)

(3 Ausgaben = 5 Euro)

Das Geld für
folgende Aus-
gaben liegt bei:

ABO-Ticket

Meine Postadresse ist: #43

#44 #45

#42

#47#46

Ich möchte ein ABO
          neu anmelden

Ich möchte mein
ABO verlängern

Einsendeschluß für #42:Einsendeschluß für #42:Einsendeschluß für #42:Einsendeschluß für #42:Einsendeschluß für #42:

15. August 201115. August 201115. August 201115. August 201115. August 2011

Feierabend!Feierabend!Feierabend!Feierabend!Feierabend!
auch imauch imauch imauch imauch im

ABOABOABOABOABOnnementnnementnnementnnementnnement
3 Ausgaben für 5 Euro

 ältere Ausgaben z.T. noch erhältlich

M
erkzettel

(aufheben)

Bereits bezahlte Ausgabe einfach hier markieren:

#42 #43 #44 #46#45 #47

Bestellung (schicken)

Kontakt:Kontakt:Kontakt:Kontakt:Kontakt:
c/o c/o c/o c/o c/o Feierabend!Feierabend!Feierabend!Feierabend!Feierabend!
Kolonnadenstr. 19Kolonnadenstr. 19Kolonnadenstr. 19Kolonnadenstr. 19Kolonnadenstr. 19
04109 Leipzig04109 Leipzig04109 Leipzig04109 Leipzig04109 Leipzig
feierabendle@web.de

demnächst: feierabendle@riseup.net

Homepage:Homepage:Homepage:Homepage:Homepage:     feierabendle.net


